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Allgemeine Verfügungen 
 
Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in Zivilsachen (ZP-Statistik) 
 

AV der Justizbehörde Nr. 18/2016 vom 21. November 2016 (Az. 3004/1/9) 
 
I. 

 
Der Ausschuss für Justizstatistik der Landesjustizverwaltungen hat den Erlass der Anordnung über die 
Erhebung von statistischen Daten in Zivilsachen (ZP-Statistik) nach dem Stand vom 1. Januar 2017 
beschlossen, die an die Stelle der zum 1. Januar 2016 in Kraft getretenen Anordnung über die 
Zählkartenerhebung in Zivilsachen (ZP-Statistik) vom 25. November 2015 (AV der Justizbehörde Nr. 
25/2015 – Hamburgisches Justizverwaltungsblatt Nr. 1/2016, S. 4) treten wird. 
 
Den Dienststellen wird jeweils ein Exemplar der Anordnung zur Verfügung gestellt.  
 

II. 
 
Die Anordnung wird in der neuen Fassung (Stand: 1. Januar 2017) zum 1. Januar 2017 in Kraft 
gesetzt. Gleichzeitig tritt die mit der AV der Justizbehörde vom 25. November 2015 – HmbJVBl. Nr. 
1/2016, S. 4 – in Kraft gesetzte Anordnung über die Zählkartenerhebung in Zivilsachen (ZP-Statistik) 
außer Kraft. 
_________________________________________________________________________________ 

Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten bei den 
Staats- und Amtsanwaltschaften (StA-Statistik) 
 

AV der Justizbehörde Nr. 19/2016 vom 23. November 2016 (Az. 3004/1/1) 
 

I. 
 
Der Ausschuss für Justizstatistik der Landesjustizverwaltungen hat den Erlass der Anordnung über die 
Erhebung von statistischen Daten bei den Staats- und Amtsanwaltschaften (StA-Statistik) nach dem 
Stand vom 1. Januar 2017 beschlossen, die an die Stelle der zum 1. Januar 2015 in Kraft getretenen 
Anordnung über die Zählkartenerhebung bei den Staats- und Amtsanwaltschaften (StA-Statistik) vom 
06. November 2014 (AV der Justizbehörde Nr. 75/2014 – Hamburgisches Justizverwaltungsblatt Nr. 
6/2014, S. 100) treten wird. 
 
Den Dienststellen wird jeweils ein Exemplar der Anordnung zur Verfügung gestellt. Daneben wird eine 
PDF-Datei im FHHportal der Justizbehörde abgelegt. 
 

II. 
 
Die Anordnung wird in der neuen Fassung (Stand: 1. Januar 2017) zum 1. Januar 2017 in Kraft 
gesetzt. Gleichzeitig tritt die mit der AV der Justizbehörde vom 06. November 2014 – HmbJVBl. Nr. 
6/2014, S. 100 – in Kraft gesetzte Anordnung über die Zählkartenerhebung bei den Staats- und 
Amtsanwaltschaften (StA-Statistik) außer Kraft. 
_________________________________________________________________________________ 
 

Bekanntmachung der Neufassung der Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in 
strafrechtlichen Angelegenheiten (RiVASt) 

AV der Justizbehörde Nr. 21/2016 vom 25. November 2016 (Az. 9350/2/1) 

 
I. 

Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder sind übereingekommen, die einheitlich für den 
Bereich des Bundes und der Länder geltenden Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in 
strafrechtlichen Angelegenheiten vom 18. September 1984 (BAnz. Nummer 176 vom 18. September 
1984 in Verbindung mit der Beilage 47/84) in der geänderten Fassung vom 5. Dezember 2012 (BAnz. 
AT vom 19. Dezember 2012) zu ändern.  
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Für die Freie und Hansestadt Hamburg werden die nachfolgenden Richtlinien hiermit in Kraft gesetzt. 
  

II. 
 

Von einem Abdruck der geänderten Richtlinien wird abgesehen. Die Richtlinien werden in ihrer 
geänderten Fassung (ohne den Länderteil in Nr. 3 Anhang II) im Bundesanzeiger und zudem mit 
sämtlichen Anlagen auf der Homepage des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 
(www.bmjv.de) veröffentlicht. 
 

III. 
 

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
 

 

Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in Straf- und Bußgeldverfahren 
(StP/OWi-Statistik) 
 

AV der Justizbehörde Nr. 20/2016 vom 30. November 2016 (Az. 3004/1/8) 

 
I. 

 
Der Ausschuss für Justizstatistik der Landesjustizverwaltungen hat den Erlass der Anordnung über die 
Erhebung von statistischen Daten in Straf- und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik) nach dem Stand 
vom 1. Januar 2017 beschlossen, die an die Stelle der zum 1. Januar 2015 in Kraft getretenen 
Anordnung über die Zählkartenerhebung in Straf- und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik) vom 5. 
Dezember 2014 (AV der Behörde für Justiz und Gleichstellung Nr. 77/2014 – Hamburgisches 
Justizverwaltungsblatt Nr. 1/2015, S. 2) treten wird. 
 
Den Dienststellen wird jeweils ein Exemplar der Anordnung zur Verfügung gestellt. 
 

II. 
 
Die Anordnung wird in der neuen Fassung (Stand: 1. Januar 2017) zum 1. Januar 2017 in Kraft 
gesetzt. Gleichzeitig tritt die mit der AV der Behörde für Justiz und Gleichstellung vom 5. Dezember 
2014 – HmbJVBl. Nr. 1/2015, S. 2 – in Kraft gesetzte Anordnung über die Zählkartenerhebung in 
Straf- und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik) außer Kraft. 
 

 

Anordnung über die Zählkartenerhebung in der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(VwG-Statistik)  
 
AV der Justizbehörde Nr. 22/2016 vom 06. Dezember 2016 (Az. 3004/1/6) 
 

I. 
 
Der Ausschuss für Justizstatistik der Landesjustizverwaltungen hat verschiedene Änderungen und 
Ergänzungen der Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (VwG-Statistik) beschlossen. 
 
Den Gerichten wird jeweils ein elektronisches Exemplar der Anordnung zur Verfügung gestellt. 
 

II. 
 
Die Anordnung wird in der neuen Fassung zum 01. Januar 2017 in Kraft gesetzt. Gleichzeitig tritt die 
Anordnung über die Zählkartenerhebung in der Verwaltungsgerichtsbarkeit – VwG-Statistik – 
(Allgemeine Verfügung der Justizbehörde Nr. 21/1982 vom 01. August 1982 – HmbJVBl 1982, S. 143 
zuletzt geändert durch die Allgemeine Verfügung Nr. 22/2015 vom 09.11.2015 – HmbJVBl 2016, S. 3 
–) außer Kraft. 
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Festsetzung der aus der Staatskasse zu gewährenden Vergütung 
 
AV der Justizbehörde Nr. 23/2016 vom 15. Dezember 2016 (Az. 5651/1)  

 
Die AV der Justizbehörde Nr. 15/2005 vom 29. Juni 2005 –HmbJVBl. S. 60-,  
zuletzt  geändert durch AV Nr. 13/2014 vom 8. April 2014 –HmbJVBl. S. 59-, 
wird wie folgt geändert:  
 

I. 
 

1.  Im Eingangssatz in Abschnitt I werden nach dem Wort „Rentenberater“ die Wörter 
„und der beigeordneten psychosozialen Prozessbegleiterinnen und 
Prozessbegleiter“ eingefügt.  

 
2.  Abschnitt I Teil A wird wie folgt geändert:  
 

a) In Nummer 2.3.5 wird die Angabe „2.3.2 oder 2.3.3“ durch die  
Angabe „2.3.1 oder 2.3.2“ ersetzt.  
 

b) Nach Nummer 2.7 wird folgende Nummer 3 eingefügt:  
 

„3. Besondere Bestimmungen für die Vergütung der Zeugenbeistände  
 
Für die Festsetzung der Vergütung ist in Fällen, in denen ein Zeugenbeistand 
bestellt und das Verfahren nicht gerichtlich anhängig wird, der UdG der 
beiordnenden Staatsanwaltschaft zuständig.“  

 
3. Nach Teil B wird folgender Teil C angefügt:  
  
 „C. (Vergütung der beigeordneten psychosozialen Prozessbegleiter)  
 

Für die Festsetzung der Vergütung der beigeordneten psychosozialen 
Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter gilt Teil A Nummer 1.2.1, 1.2.3 bis 
1.2.5, 1.3.1 bis 1.3.3, 1.4.1 bis 1.4.3 und 1.5.1 bis 1.5.3 entsprechend.“  

 
II. 

 
Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.  
 

 

Aktenordnung mit ergänzenden Vorschriften 
 
Anweisungen für die Verwaltung des Schriftguts bei den Geschäftsstellen der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften 
 
AV der Justizbehörde Nr. 25/2016 vom 19. Dezember 2016 (Az. 1454/1-) 
 

Die Aktenordnung (AktO) – Teil I und II des amtlichen Sonderdrucks der „Aktenordnung mit 
ergänzenden Vorschriften“ vom 3. Januar 1977, veröffentlicht in der jeweils geltenden Fassung im 
elektronischen Justizportal, zuletzt geändert durch Allgemeine Verfügung Nummer 9 vom 22. April 
2016, wird wie folgt geändert: 
 
 

I. Änderungen der Aktenordnung mit ergänzenden Vorschriften 
 

1. Die Worte „in der ab dem 1. April 2016 geltenden überarbeiteten Neufassung (Allgemeine 
Verfügung Nr. 9 vom  22. April 2016)“ werden ersetzt durch die Worte „in der ab dem 1. Januar 
2017 geltenden Fassung“. 

 
2. Im Inhaltsverzeichnis werden unter Abschnitt B. „Besonderer Teil“ bei der Bezeichnung für § 14 

nach „Vollstreckungssachen“ die Worte „des Vollstreckungsgerichts“ ergänzt. 
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3. Im Inhaltsverzeichnis wird unter Abschnitt B. „Besonderer Teil“ nach § 14 neu „§ 14a 

Vollstreckungssachen des Zentralen Vollstreckungsgerichts“ eingefügt. 
 

4. Im Inhaltsverzeichnis werden unter Abschnitt B. „Besonderer Teil“ bei § 17 nach 
„Schuldnerverzeichnis“ die Worte „des Vollstreckungsgerichts“ ergänzt. 

 
5. In § 2 Absatz 1 und 2 werden die Worte „Monatsübersicht“ und „Zählkartenerhebung“ jeweils 

ersetzt durch die Worte „Monatserhebung“ und „Verfahrenserhebung“. 
 
6. § 7 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 7 
Rechtskraft der Entscheidungen, Weglegung der Akten 

 
1.  

1 
Sobald die Rechtskraft einer Entscheidung in Zivil-, Straf- oder Bußgeldsachen, die der 

Rechtskraftbescheinigung bedarf, bei den Akten nachgewiesen ist, hat die oder der zuständige 
Bedienstete die Entscheidung am Kopf mit dem Vermerk   ”Rechtskräftig”   zu versehen; 
Unterschrift, Amtsbezeichnung und Datum der Niederschrift sind beizufügen. 

2 
In Ehesachen, 

Abstammungssachen und in Strafsachen sowie in den Fällen, in denen nach dem Inhalt der 
Entscheidung eine Frist mit dem Eintritt der Rechtskraft in Lauf gesetzt wird (z.B. 
Räumungsfrist), ist auch der Tag anzugeben, an dem die Rechtskraft eingetreten ist 
(Rechtskräftig seit...). 

 
2. Sobald die Angelegenheit oder das Verfahren beendet ist oder für beendet gilt, ist die 

Weglegung der Akten anzuordnen; gleichzeitig ist nach Maßgabe der 
Aufbewahrungsvorschriften anzuordnen, ob die Akten dauernd oder bis zu welchem Jahr sie 
aufzubewahren sind.  

 
3. Für die Anordnung der Weglegung der Akten in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten gilt eine 

Angelegenheit, deren endgültige Erledigung (z.B. durch Vergleich, rechtskräftig gewordenes 
Urteil usw.) sich nicht ohne weiteres aus den Akten ergibt, im Sinne der Aktenordnung als 
erledigt, wenn  

 
a) die Klage bzw. der Antrag zurückgenommen worden ist, 

 
b) bei einem den ganzen Gegenstand umfassenden Versäumnisurteil bzw. -beschluss, das 

nicht zugestellt werden konnte, nicht innerhalb von drei Monaten nach dem letzten 
erfolglosen Zustellungsversuch Einspruch eingelegt worden ist, 

 
c) bei einem den ganzen Gegenstand umfassenden nichtverkündeten Anerkenntnisurteil 

bzw. -beschluss (§§ 307 Abs. 2, 310 Abs. 3 ZPO) eine Zustellung nicht möglich ist und drei 
Monate nach dem letzten erfolglosen Zustellungsversuch verstrichen sind, 

 
d) bei Verfahren über Arreste und einstweilige Verfügungen nicht innerhalb von drei Monaten 

nach Entscheidung durch Beschluss Widerspruch oder Beschwerde eingelegt worden ist, 
 

e) ein Verfahren seit sechs Monaten nicht mehr betrieben worden ist. § 240 ZPO ist zu 
beachten. 

 
4. 

1 
Wird das Verfahren aufgenommen oder fortgesetzt, nachdem die Akten weggelegt worden sind 
oder das Verfahren als erledigt gilt (Absatz 3), so behält die Angelegenheit ihr bisheriges 
Aktenzeichen. 

2 
Satz 1 gilt entsprechend beim Eingang einer Klage oder eines Antrags auf 

Einleitung eines Verfahrens, wenn hierfür bereits ein Antrag auf Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe läuft oder schon erledigt worden ist. 

3 
Folgeanträge in bereits beschiedenen 

Vollstreckungsverfahren, insbesondere Erinnerungen gegen Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlüsse, und andere auf Änderung oder Aufhebung eines Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses gerichtete Anträge des Schuldners, Gläubigers oder Drittschuldners 
sind ebenfalls nicht neu zu registrieren, sondern aus den Akten zu bearbeiten, in denen sich die 
betreffende Entscheidung befindet. 
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5. 
1
 In Strafsachen und in Bußgeldsachen ist die Aktenweglegung erst dann anzuordnen, wenn die 
Sache auch hinsichtlich der Vollstreckung erledigt ist. 

2
 Stellt das Gericht das Verfahren nach §§ 

154 Abs. 2, 154b Abs. 4 StPO vorläufig ein, so sind die Akten wegzulegen, wenn seit der 
Einstellung sechs Monate verstrichen sind, ohne dass das Verfahren fortgesetzt worden ist. 
3
 Wird das Verfahren wieder aufgenommen, so behält es die bisherige Geschäftsnummer. 

4
 Wird das Verfahren nach §§ 154f, 205 StPO vorläufig eingestellt, so sind die Akten erst 

wegzulegen, wenn die Verfolgungsverjährung eingetreten ist. 
 

6. 
1 

Die Weglegung von Mahn- und Vollstreckungssachen (M / MZ) kann für bestimmte 
Zeitabschnitte einheitlich ohne besondere Verfügung erfolgen. 

2 
Die weggelegten Jahrgänge 

können verschnürt oder in sonstiger Weise geordnet aufbewahrt werden; in einer Aufschrift sind 
der Inhalt und das Jahr, bis zu dem die Akten aufzubewahren sind, ggf. auch in welchem Jahr 
sie als archivwürdig an die Staatsarchive abzuliefern sind, anzugeben. 

3 
Soweit einzelne Akten 

nicht schon mit dem Jahrgang, zu dem sie gehören, weggelegt werden, sind sie gesondert 
aufzubewahren. 

 
7. 

1
 Die Weglegung der Aktenregister mit den dazugehörigen Namenverzeichnissen und der 

sonstigen Verzeichnisse ist anzuordnen, sobald alle darin verzeichneten oder dazugehörigen 
Akten und die aus diesen zur längeren Aufbewahrung herausgenommenen Schriftstücke 
vernichtet oder an die Staatsarchive abgeliefert sind. 

2
 Bei Karteien ist bzgl. jeder Karteikarte 

entsprechend zu verfahren. 
 
8. … 

 
9. Wegen der Dauer der Aufbewahrung weggelegter Akten, ihrer Aussonderung und Vernichtung 

oder Ablieferung an andere Stellen gelten die darüber erlassenen besonderen Vorschriften.  
 

10. 
1
 Beigezogene Akten und eingereichte Unterlagen sind nach den Bestimmungen über die 

Behandlung der in amtliche Verwahrung genommenen Gegenstände zu behandeln und 
aufzubewahren. 

2
 Sie sind daher erst nach endgültiger Erledigung des Verfahrens 

zurückzugeben. 
3
 Werden Beiakten vor endgültiger Erledigung zurückgefordert, so ist darauf 

hinzuweisen, dass von einer Vernichtung im Fall des Ablaufs von Aufbewahrungsfristen vorerst 
abzusehen ist. 

4
 In diesen Fällen ist die Geschäftsstelle des die Beiakten verwahrenden 

Gerichts über die endgültige Erledigung des Verfahrens zu unterrichten.“. 
 

7. In § 13a Absatz 3 wird der Satz 
 

„- Bestätigung einer Entscheidung als Europäischer Vollstreckungstitel nach VO (EG) Nr. 
805/2004“ 
aufgehoben. 
 

8. In § 13a Absatz 10 wird der Satz „
3
 Die betreffenden Akten sind besonders kenntlich zu machen.“ 

eingefügt. 
 

9. § 13a Absatz 12 wird wie folgt neu gefasst: 
 

1
 Vormundschaften und Pflegschaften sind, wenn die Rechtspflegerin bzw. der Rechtspfleger 

erstmals mit der Angelegenheit befasst wird, als selbstständige Verfahren in einer Bestandsliste 
nach Maßgabe der Liste 6 zu erfassen. 

2 
Die Führung der Bestandsliste kann unterbleiben, soweit 

die statistische Auswertung durch das eingesetzte DV-Verfahren sichergestellt ist und die 
Informationen zu Nrn. 3 bis 5 der Liste 6 im DV-Verfahren festgehalten werden. 

3
 Den Akten über 

Vormundschaften und Pflegschaften ist, wenn Vermögen zu verwalten ist, nach Eingang des 
Vermögensverzeichnisses eine Nachweisung vorzuheften (Liste 8). 

4
 Die Präsidentin oder der 

Präsident des Hanseatischen Oberlandesgerichts kann Anordnungen über eine weitere 
Ausgestaltung der Nachweisung (Hinweise auf Schlussrechnung, Verpflichtung, 
Sicherheitsleistung o. ä.) sowie darüber erlassen, wem die Ausfüllung obliegt. 

5
 Die 

Behördenleitung kann anordnen, dass Fristen für Rechnungslegungen und 
Vermögensübersichten besonders überwacht werden. 
 

10. Die Überschrift von § 14 wird nach „Vollstreckungssachen“ um die Worte „des 
Vollstreckungsgerichts“ ergänzt. 
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11. § 14 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

 
1 

Unter M sind insbesondere die Sachen zu registrieren, die die Tätigkeit des 
Vollstreckungsgerichts bei der Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen betreffen, z.B. 
- Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Zwangsvollstreckung in das 

bewegliche Vermögen durch den Gerichtsvollzieher (§ 114 ZPO) 
- Anträge auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses (§§ 829, 835 ZPO), 
- Anträge auf Aufhebung, Einstellung oder Beschränkung der Zwangsvollstreckung (z. B. § 769 

Abs. 2, §§ 1084, 1096, 1109 ZPO oder § 31 AUG), 
- Erinnerungen gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher  

(§ 766 ZPO), 
- Anträge auf Vollstreckungsschutz (§§ 765a, 813b ZPO), 
- Anträge auf Festsetzung der Vollstreckungskosten (§ 788 Abs. 2 ZPO), 
- Anträge auf Genehmigung der Durchsuchung der Wohnung des Schuldners (§ 758a ZPO, § 

287 Abs. 4 AO), 
- Anträge der Finanzbehörde auf Anordnung der Ersatzzwangshaft (§ 334 Abs. 1 AO), 
- Anträge auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nach § 889 ZPO, 
- Widersprüche gegen die Eintragungsanordnung (§ 882d Absatz 1 ZPO), 
- Anträge auf einstweilige Aussetzung der Eintragung (§ 882d Absatz 2 ZPO), 
- Anträge auf Erlass eines Haftbefehls (§ 802g ZPO oder § 284 Absatz 8 AO).   
 

2 
Bei Verfahren zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung nach § 807 ZPO a.F. sind 

einschließlich der diesen Verfahren vorausgehenden Anträge auf Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe zu erfassen: 
 
a) Die nach § 900 Abs. 5 ZPO a.F. oder nach § 284 Abs. 7 AO a.F. bei dem 

Vollstreckungsgericht hinterlegte eidesstattliche Versicherung, 
b) der Widerspruch gegen die Verpflichtung zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung (§ 900 

Absatz 4 ZPO a.F.), 
c) der Antrag auf Erlass eines Haftbefehls (§ 901 ZPO a.F. oder § 284 Absatz 8 AO a.F.) 

 
12. Nach § 14 wird neu der folgende § 14a eingefügt: 

 
„§ 14a   

Vollstreckungssachen des Zentralen Vollstreckungsgerichts 
 

1. 
1
 Das zentrale Vollstreckungsgericht verwaltet die Vermögensverzeichnisse nach § 802k ZPO 

und führt das Schuldnerverzeichnis nach § 882b ZPO. 
2
 Eine Registrierung der hinterlegten 

Vermögensverzeichnisse und der eingegangenen Eintragungsanordnungen wird 
grundsätzlich durch eine Verwaltung in einem automatisierten Verfahren sichergestellt (§ 2 
VermVV und § 2 Abs. 2 SchuFV). 

3
 Erfolgt dies nicht, ist eine Registrierung nach Maßgabe 

der Liste 15 vorzunehmen. 
 
2. 

1 
Unter MZ sind nach Maßgabe der Liste 15 

 
a) Einwendungen gegen die Regellöschung und deren Versagung nach § 882e Abs. 2 in 

Verbindung mit Abs. 1 ZPO, 
b) Anträge auf vorzeitige Löschung nach § 882e Abs. 3 ZPO, 
c) berichtigende Änderungen an bereits erfolgten Eintragungen nach § 882e Abs. 4 ZPO zu 

registrieren.  
 

2 
Für Anträge auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe, Rechtsmittel und Rechtsbehelfe gilt § 7 

Abs. 4 entsprechend. 
3 
Im Übrigen ist § 1 Abs. 5 zu beachten (§ 882h Abs. 2 Satz 3 ZPO).“ 

 
13. Die Überschrift von § 17 wird nach „Schuldnerverzeichnis“ um die Worte „des 

Vollstreckungsgerichts“ ergänzt. 
 

14. In § 17 Absatz 1 Satz 1 wird nach „§ 26 Inso“ „in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden 
Fassung“ eingefügt. 
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15. § 17 Absatz 1a wird gestrichen. 
 

16. § 25 Absatz 3, Buchstabe e) wird der Halbsatz „ohne die eidesstattlichen Versicherungen nach § 
352 Absatz 3 Satz 3 FamFG und § 36 Absatz 2 IntErbRVG,“ angefügt. 

 
17. In § 28 Absatz 7 wird „§ 29 Abs. 7“ durch „§ 29 Abs. 1 S. 2 und 3“ ersetzt. 

 
18. § 39 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

§ 39   
Berufungs-, Beschwerde- und sonstige Zivilsachen 

des Landgerichts und des Oberlandesgerichts 
 

1. 
1 

Die Register für Berufungs-, Beschwerde- und sonstige Zivilsachen sind für Landgericht und 
Oberlandesgericht gleichmäßig geordnet und lediglich in den zu verwendenden 
Registerbuchstaben verschieden. 

 
2. Das Berufungsregister für Zivilsachen wird für alle Sachen, einschließlich der 

Landwirtschaftssachen, bei dem Landgericht und dem Oberlandesgericht nach der Liste 23 
geführt. Die Entgegennahme der Berufungen kann die Präsidentin oder der Präsident für alle 
Kammern (Senate) einer besonderen Abteilung der Geschäftsstelle übertragen, die über die 
Berufungen eine Hauptliste zu führen hat und insbesondere zur Erteilung der Notfristzeugnisse 
berufen ist. Die Hauptliste kann in Karteiform geführt werden; etwaige Schriften sind zu 
Sammelakten zu nehmen. 

 
3. 

1
 Zu den Anträgen außerhalb eines in der Berufungsinstanz anhängigen Rechtsstreits (SH, 

UH) gehören z.B. Anträge auf Einstellung der Zwangsvollstreckung (§ 771 Abs. 3 ZPO). 
2 
Einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren (§ 50 Abs. 1 

Satz 2 FamFG) vor dem Landgericht sind unter SH zu erfassen. 
 

4. 
1
Die Akten sind an das Gericht erster Instanz zurückzusenden, wenn die Berufung erledigt ist.  

2
Falls die Beendigung der Instanz (z.B. durch Vergleich, rechtskräftiges Urteil usw.) nicht ohne 

weiteres ersichtlich ist, gilt eine Berufung als erledigt, wenn sie zurückgenommen wird oder die 
Zurücknahme zu den Akten angezeigt und in dem zur mündlichen Verhandlung bestimmten 
Termin ein Antrag nicht gestellt wird. 

3
Im Übrigen gilt sie als erledigt, wenn das Verfahren seit 

sechs Monaten nicht betrieben worden ist. 
 

5. (aufgehoben) 
 

6. 
1
 In das Beschwerderegister (Liste 23) gehören alle Beschwerden, über die das Gericht zu 

entscheiden hat. 
2
 Nicht hierher gehören also z.B. Anträge auf Änderung einer Entscheidung 

des beauftragten oder ersuchten Richters und des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle sowie 
Aufsichtsbeschwerden aller Art; diese Anträge und Beschwerden werden zu den einschlägigen 
Akten genommen oder, wenn solche nicht bestehen, in das Allgemeine Register eingetragen. 

3
 

Die Präsidentin oder der Präsident kann die Führung einer Hauptliste wie in Abs. 2 anordnen. 
 

7. 
1
 Mit denjenigen Zivilsachen die nicht unter die vorausgegangenen Vorschriften fallen, werden 

Sammelakten und, wenn die Tätigkeit des Landgerichts oder des Oberlandesgerichts sich nicht 
auf eine einmalige Entscheidung beschränkt, Sonderakten angelegt. 

2
 Die erforderlichen 

näheren  Anordnungen trifft die Behördenleitung. 
3
 Es kommen u.a. in Frage die Schriften und 

Entscheidungen der Zivilkammer oder des Zivilsenats als oberen Gerichts, z.B. bezüglich der 
Bestimmung des zuständigen Gerichts nach § 36 ZPO, § 2 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung, § 5 FamFG und die Entscheidungen über die Ablehnung von 
Gerichtspersonen.  

 
8. 

1
 Über die Berufungsprozesse (S, U) wird ein alphabetisches Namenverzeichnis nach dem 

Namen des Berufungsbeklagten geführt; der Name des Berufungsklägers ist ebenfalls zu 
vermerken. 

2
 Der Behördenleiter kann bestimmen: 

a) ob das Namenverzeichnis für mehrere Jahrgänge anzulegen ist, 
b) dass das Namenverzeichnis in anderer Weise, z.B. nach dem Namen des Beklagten, 

geführt wird, 
c) dass das Namenverzeichnis entfällt, wenn eine Hauptliste nach Absatz 2 geführt wird. 
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9. Über die Termine zur mündlichen Verhandlung wird ein Verhandlungskalender (Muster 29) 

geführt. 
 

10. (aufgehoben). 
 

19. In § 50a Satz 2 werden nach „anwaltsgerichtlichen“ die Worte „oder des berufsgerichtlichen“ 
eingefügt. 
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20. Die Anlage I zur Aktenordnung „ÜBERSICHT DER REGISTER, LISTEN KALENDER 

UND NAMENVERZEICHNISSE“ wird wie folgt neu gefasst: 
 

Register- 
zeichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

A.  

       
 

I. Allgemein zu führende Register und   Kalender   
      

a) überhaupt     
      

AR Allgemeines 
Register 

3 --- --- --- 

      
  3a Güterichterverfahren ja B 
      

--- Aktenausgabebuch 1 --- --- --- 
      

--- Geschäftskalender 2 --- --- --- 
      
      

b) in Strafsachen     
      

--- Liste / Verzeichnis 
der 
Überführungsstücke 

54 --- --- --- 

      
--- Haftliste (im 

Bedarfsfall - § 6 
Abs. 6) 

--- --- --- --- 

      
--- Steckbriefliste (im 

Bedarfsfall -  § 6 
Abs. 6) 

--- --- --- --- 

      
      

II. Besondere 
Register und 
Kalender 

    

      
A. Zivilsachen und freiwillige Gerichtsbarkeit    
      

a) Amtsgericht     
      

B Mahnregister (im 
Bedarfsfall - 
§ 12 Abs. 1) 

--- Mahnsachen nein  
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

C Zivilprozessregister 20 Gewöhnliche Prozesse  A 
   Urkunden-, Wechsel- und 

Scheckprozesse 
 A 

   Arreste und einstweilige 
Verfügungen 

 B 

H Zivilprozessregister 20 Anträge außerhalb eines 
anhängigen Verfahrens 

 B 

      
F Register für 

Familiensachen des 
Amtsgerichts 

22 Familiensachen  A 

      
FH Register für 

Familiensachen des 
Amtsgerichts 

22 Anträge außerhalb eines 
anhängigen Verfahrens 

 B 

      
J Vollstreckungs-

register Abt. I 
14 Verteilungsverfahren  A 

      
K Vollstreckungs-

register Abt. I 
14 Zwangsversteigerungssachen  A 

      
L Vollstreckungsregist

er Abt. I 
14 Zwangsverwaltungssachen  A 

      
N Vollstreckungs-

register Abt. I 
14 Konkurssachen  A 

      
VN Vollstreckungsregist

er Abt. I 
14 Vergleichssachen  A 

 
 

IN 
 
 
 
 

IK 
 
 
 
 

IE 
 
 

 
 
Erfassung 
 
 
 
 
Erfassung 
 
 
 
 
Erfassung 

 
 

16 
 
 
 
 

16 
 
 
 
 

16 

 
 
Insolvenzverfahren ( ohne 
Verfahren nach § 304 InsO 
bzw. Art. 102 Abs. 3 EGInsO ) 
 
 
Verbraucher- und sonstige 
Kleininsolvenzverfahren  
( § 304 InsO ) 
 
 
Insolvenzverfahren nach 
Art.102 Abs. 3 EGInsO 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

A 
 
 
 
 

A 
 
 
 
 

A 

M Vollstreckungs-
register Abt. II 

15 sonstige 
Zwangsvollstreckungssachen 

 B 

      
MZ Vollstreckungs-

register Abt. II 
15 sonstige 

Zwangsvollstreckungssachen 
 B 
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

      
- Schuldnerverzeichni

s 
16a § 915 ZPO  - 

      
- Schuldnerverzeichni

s       
16b § 107 KO  - 

      
      

Lw Register für 
Landwirtschaftssac
hen 

18 Landwirtschaftssachen  B 

      
Pk Register für 

Pachtkreditsachen 
12 Pachtkreditsachen   

      
- Grundbuch - Grundbuchsachen Eigentümerve

rzeichnis 
A 

      
- Öffentliche Register - Güterrechtsregistersachen  B 
   Musterregistersachen  B 
   Sonstige Registersachen  A 
      
I Urkundsregister 4 Beurkundungen   B 
      
II Urkundsregister 4 Sonstige Handlungen und 

Entscheidungen in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

 B 

      
III Urkundsregister 4 Standesamtssachen  B 
      

IV Erbrechtsregister 5 Verfügungen von Todes 
wegen 

 A 

      
VI Erbrechtsregister 5 Vermittlungen von  

Erbauseinandersetzungen,  
Sonstige Handlungen des 
Nachlassgerichts 

 A 

      
 Verwahrungsbuch 

für Verfügungen 
von Todes wegen 

5a Verfügungen von Todes 
wegen 

 - 

      
VII Register für 

Angelegenheiten 
des 
Vormundschafts-
gerichts 

6 Bestandsliste der 
Vormundschaftssachen 

 A 

      
VIII Register für 

Angelegenheiten 
6 Pflegschaften  A 
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

des 
Vormundschafts-
gerichts 

      
      

X Register für 
Angelegenheiten 
des 
Vormundschafts-
gerichts 

6, 7 Andere 
vormundschaftsgerichtliche 
Angelegenheiten 

 B 

      
XIV Register für 

Freiheitsentziehung
s- und 
Unterbringungssach
en 

9 Freiheitsentziehungs- und 
Unterbringungsmaßnahmen 

 A 

      
 Unterbringungsliste 9a   - 
      
 Verhandlungskalen

der  
29 ---   

      
XVI 

Jetzt F, 
FH 

Register für 
Adoptionssachen 

7a 
22 

Aufgehoben; jetzt F, FH***  A 

      
XVII 

 
 

Register für 
Betreuungssachen 
 
 

7b Betreuungssachen und 
betreuungsgerichtliche 
Zuweisungssachen 
 

  

      
      

b)           Landgericht     
      
      

O Zivilprozessregister 20 Gewöhnliche Prozesse, 
Arreste und einstweilige 
Verfügungen 

 A 

      
OH Zivilprozessregister 20 Anträge außerhalb eines 

anhängigen Rechtsstreits 
 B 

      
S Berufungsregister 

für Zivilsachen 
23 Berufungen in Zivilsachen  A 

      
SH  Berufungsregister 

für Zivilsachen 
23 Anträge außerhalb eines 

anhängigen 
Berufungsverfahrens 

 B 

      
T Beschwerderegister 23 Beschwerden  - 



HmbJVBl  1 / 2017                                           14                                                                                            
 

Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

für Zivilsachen 
      
- Verhandlungs-

kalender 
29 Muster 29=Liste 30   

      
c )  Oberlandesgericht     

 
Sch 

 
Zivilprozessregister 

 
20 

 
Schiedsrichterliche Verfahren 

 
 

 
A 

 
SchH 

 
 

 
Zivilprozessregister 

 
20 

 
Anträge auf gerichtliche 
Entscheidung in den in § 1062 
Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 ZPO 
genannten Fällen 
 
 

 
 

 
B 

      
Kap Zivilprozessregister 20 Verfahren nach dem 

Kapitalanleger-
Musterverfahrengesetz 

 A 

      
AktG Freigabeverfahren 20 Freigabeverfahren nach dem 

Aktien- und 
Umwandlungsgesetz 

 A 

      
EK Zivilprozessregister 20 Entschädigungsklagen (§ 201 

GVG) 
 A 

      
U Berufungsregister 

für  
Zivilsachen 

23 Berufungen in  
Zivilsachen 

 A 

      
UH Berufungsregister  

für Zivilsachen 
23 Anträge außerhalb eines  

anhängigen 
Berufungsverfahrens 

 B 

      
UF Berufungsregister 

für 
Familiensachen des  
Oberlandesgerichts 

25a Berufungen und Beschwerden 
gegen Entscheidungen 

 A 

      
UFH  Berufungsregister 

für 
Familiensachen des  
Oberlandesgerichts 

25a Anträge außerhalb eines  
anhängigen 
Berufungsverfahrens 

 B 

      
W Beschwerderegister 

für 
Zivilsachen 

23 Beschwerden in Zivilsachen  - 

      
WF Beschwerderegister 25a Sonstige Beschwerden  - 
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

      
- Verhandlungskalen

der 
29 Muster 29=Liste 30   

      
      

Kart Register für 
Kartellsachen 

27a Verwaltungsbeschwerden und  
Bußgeldverfahren in 
Kartellsachen 

 A 

      
Verg Register für 

Vergaberechtssach
en 

28 Verfahren nach §§ 115, Abs. 
2 Sätze 2,3 und 116 GWB 

 A 

      
VA Register für 

gerichtliche 
Entscheidungen 
über 
Justizverwaltungsak
te 

27 Anträge auf gerichtliche 
Entscheidungen über 
Justizverwaltungsakte 

 B 

      
B.  Strafsachen und 

Bußgeldsachen 
    

      
      

a) Amtsgericht     
      

Bs Register für 
Privatklage- und 
Bußgeldverfahren 

34 Privatklagesachen  A 

      
OWi Register für 

Privatklage- 
und Bußgeldsachen 

34 Bußgeldsachen  A 

      
- Zählblatt für 

Anträge auf 
Erlass von 
Strafbefehlen 

34a ---   

      
Gs Register für 

einzelne richterliche 
Anordnungen 

35 Einzelne richterliche 
Anordnungen 

 B 

      
VRJs Vollstreckungsregist

er für 
Jugendgerichtssach
en 

56 ---   

      
- Kalender für 

Hauptverhandlunge
42 ---   
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

n in 
Straf- und 
Bußgeldsachen 

 Aktenkontrolle 52   - 
      
      

b) Landgericht     
      

Ps Register für 
Berufungen 
in 
Privatklagesachen 

38 Berufungen in 
Privatklagesachen 

 A 

      
Qs Beschwerderegister 

für  
Strafsachen und  
Bußgeldsachen 

41 Beschwerden in Strafsachen 
und 
Bußgeldsachen 

  

 
 
 

     

- Aktenkontrolle 52 ---   
      
- Kalender für 

Hauptverhandlunge
n in 
Straf- und 
Bußgeldsachen 

42 ---   

      
StVK Register für 

Verfahren vor der 
Strafvollstreckungs- 
kammer 

43 Verfahren vor der 
Strafvollstreckungskammer 

 A 

 
c) 

 
Oberlandesgericht 

    

      
Vs Register für 

Revisionen in 
Privatklagesachen 

38 Revisionen in 
Privatklagesachen 

 A 

      
Ws Beschwerderegister 

für Strafsachen und 
Bußgeldsachen 

41 Beschwerden in Strafsachen 
und Bußgeldsachen 

  

      
- Aktenkontrolle 52 ---   
      
- Kalender für 

Haftprüfungen 
45 ---   

      
- Kalender für 

Hauptverhandlunge
42 ---   
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

n in Strafsachen 
und Bußgeldsachen 

      
VAs Register für 

gerichtliche 
Entscheidungen 
über 
Justizverwaltungsak
te 

27 Anträge auf gerichtliche 
Entscheidungen über 
Justizverwaltungsakte 

 B 

      
d) Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht   
      

Hs Register für 
Zivilsachen 

48 Zivilsachen  B 

      
Js Register für 

Strafsachen und 
Bußgeldsachen 

32 Strafsachen und 
Bußgeldsachen 

 A 

      
UJs Register für 

Ermittlungsverfahre
n gegen Unbekannt 

33 Strafsachen  B 

      
VRs Vollstreckungsregist

er 
55 Strafsachen  - 

      
      

e) Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht   
      

Rs Register für 
Zivilsachen 

49 Zivilsachen  B 

      
Ss Register für 

Revisionen und 
Rechtsbeschwerde
n 

39 Strafsachen und 
Bußgeldsachen 

 A 

      
OJs Register für 

erstinstanzliche 
Strafsachen 

32 Strafsachen  A 

      
- Aufgehoben 

(ehemals 
Berichtsliste) 

37 aufgehoben 
 

  

      
Zs Beschwerdeliste 40 Beschwerden in Strafsachen  B 
      

Ausl Register für 
Verfahren nach 
dem Gesetz über 

50 Angelegenheiten des 
Gesetzes über die 
internationale Rechtshilfe in 

 B 
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

die internationale 
Rechtshilfe in 
Strafsachen 

Strafsachen (ehemals 
Auslieferungssachen) 

      
      

C. Disziplinarverfahren und berufsgerichtliche Verfahren   
      

DV Register für 
Vorverfahren und 
Handaktenverzeich
nis 

60 Verfahren gegen Richterinnen 
und Richter, 
Staatsanwältinnen und -
anwälte sowie Beamtinnen 
und Beamte 

 A 

      
NV Register für 

Vorverfahren und 
Handaktenverzeich
nis 

60 Verfahren gegen 
Notarinnen/Notare 

 A 

      
EV Register für 

Vorverfahren und 
Handaktenverzeich
nis 

60 Verfahren gegen 
Rechtsanwältinnen und -
anwälte 

 A 

      
StV Register für 

Vorverfahren und 
Handaktenverzeich
nis 

60 Verfahren gegen 
Steuerberaterinnen und -
berater 

 A 

      
WiV Register für 

Vorverfahren und 
Handaktenverzeich
nis 

60 Verfahren gegen 
Wirtschaftsführerinnen und -
prüfer 

 A 

      
DG Register für 

erstinstanzliche 
Verfahren 

61 Verfahren gegen Richterinnen 
und Richter 

 A 

      
Not Register für 

erstinstanzliche 
Verfahren 

61 Verfahren gegen Notarinnen 
und Notare 

 A 

      
Stl Register für 

erstinstanzliche 
Verfahren 

61 Verfahren gegen 
Steuerberaterinnen und-
berater 

 A 

      
Wil Register für 

erstinstanzliche 
Verfahren 

61 Verfahren gegen 
Wirtschaftsführerinnen und -
prüfer 

 A 

      
DGH Register für 62 Verfahren gegen Richterinnen  A 
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Registerz
eichen 

Register oder 
Kalender 

Muster, 
Liste Nr. 

Angelegenheit Ein Namen-
verzeichnis  
ist zu führen 

Akten- 
Art 

A =  
feste Akten 
B = 
Blattsamml
ungen 

Berufungs- und 
Beschwerdeverfahr
en 

und Richter 

      
StO Register für 

Berufungs- und 
Beschwerdeverfahr
en 

62 Verfahren gegen 
Steuerberaterinnen und -
berater 

 A 

      
WiO Register für 

Berufungs- und 
Beschwerdeverfahr
en  

62 Verfahren gegen 
Wirtschaftsführerinnen und -
prüfer 

 A 

 

 
21. In der Überschrift zu Liste 15 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst „(§§ 14 Abs. 1, 14a Abs. 

2)“. 
 

22. In der Überschrift zu Liste 15 wird hinter „M“ „, MZ“ ergänzt. 
 

23. In Liste 15 Nr. 4 wird nach „Bezeichnung der Antragstellerin bzw. des Antragstellers“ der 
Klammerzusatz wie folgt gefasst: 
„(z. B. § 771 Abs. 3 ZPO; beim Zentralen Vollstreckungsgericht bei Bedarf Bezeichnung des die 
Eintragungsanordnung einliefernden Gerichtsvollziehers sowie Datum und Dienstregisternummer 
der Eintragungsanordnung)“. 
 

24. In Liste 15 Nr. 5 wird nach „Bezeichnung der Schuldnerin bzw. des Schuldners“ der 
Klammerzusatz „(ggf. mit Geburtsdatum und Adresse)“ eingefügt. 
 

25. In Liste 15 wird die Erläuterung Nummer 4 wie folgt gefasst: 
„4. 
Ein Antrag ist auch dann nur unter einer Nummer zu registrieren, wenn er sich gegen mehrere 
Schuldnerinnen bzw. Schuldner richtet oder mehrere Gläubigerinnen bzw. Gläubiger beteiligt sind; 
die einzelnen Schuldnerinnen bzw. Schuldner oder Gläubigerinnen bzw. Gläubiger sind in 
geeigneter Weise unterscheidbar aufzuführen (z. B. Beifügung kleiner Buchstaben).“ 
 

26. In Liste 15 wird die Erläuterung Nummer 7 c) wie folgt gefasst: 
 
„c) wenn das Vollstreckungsgericht mit demselben Antrag auf Abnahme der Vermögensauskunft 
mehrfach befasst wird (z. B. Erinnerung der Schuldnerin bzw. des Schuldners gegen die 
Verpflichtung zur Vermögensauskunft; Antrag auf Erlass eines Haftbefehls; Widerspruch gegen 
die Eintragungsanordnung; Antrag auf einstweilige Aussetzung der Eintragung).“ 
 

27. In Liste 43 wird die Erläuterung Nummer 8 wie folgt gefasst: 
 
„
1
 Werden in einer Strafvollstreckungssache mehrere Eintragungen erforderlich, kann die 

Angelegenheit unter dem Aktenzeichen der ersten Eintragung bzw. des führenden Verfahrens 
weitergeführt werden.

2
 Bei der Neueintragung ist dieses Aktenzeichen zu vermerken.“ 

 
II. Änderungen der Hamburgischen Zusatzbestimmungen zu der 

Aktenordnung 
 

Die Hamburgische Zusatzbestimmung Nr. 11 zu §  13a  Abs. 1 und 2 wird wie folgt neu gefasst: 
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Zu § 13a  Abs. 1 und 2: 

  
Nr. 11 

 
Bei allen gem. § 13a Abs. 1 und 2 zu erfassenden Verfahren ist, sobald „Minderjährige 
unbegleitete Flüchtlinge“ (MuF) betroffen sind, dem Aktenzeichen ein Zusatz hinzuzufügen, der in 
der Verfahrenssoftware ausgewählt wird. „Unbegleitet“ in diesem Sinne meint einen 
minderjährigen Flüchtling, der ohne die sorgeberechtigten Eltern bzw. gesetzliche Vertreter 
einreist. Hier ist bei Verfahren, welche die Richterzuständigkeit betreffen  „muf“ auszuwählen und 
für Verfahren, welche die Rechtspflegerzuständigkeit betreffen „RE muf“ auszuwählen. 

 
III. In-Kraft-Treten  

 
Diese Allgemeine Verfügung zur Änderung der Aktenordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.  
_________________________________________________________________________________ 

 
Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in Verfahren des 
Betreuungsgerichts (B-Statistik) 
 
AV der Justizbehörde Nr. 24/2016 vom 20. Dezember 2016 (Az. 3004/1/12) 

 
I. 

 
Der Ausschuss für Justizstatistik der Landesjustizverwaltungen hat den Erlass der Anordnung über die 
Erhebung von statistischen Daten in Verfahren des Betreuungsgerichts (B-Statistik) nach dem Stand 
vom 1. Januar 2016 beschlossen. 
 
Der Dienststelle wird ein Exemplar der Anordnung zur Verfügung gestellt.  
 

II. 
 
Die Anordnung wird in der neuen Fassung (Stand: 1. Januar 2016) zum 1. Januar 2017 in Kraft 

gesetzt. 
 

 

Vereinbarung des Bundes und der Länder über den Ausgleich von Kosten in 
Verfahren vor den Gerichten 
 
AV der Justizbehörde Nr. 26/2016 vom 29. Dezember 2016 (Az. 5693/1-) 
 

Der Bund und  die Länder haben die in der Anlage abgedruckte Vereinbarung über die Änderung der 
Vereinbarung über den Ausgleich von Kosten in Verfahren vor den Gerichten –Gemeinsame 
Verfügung der Justizbehörde Nr. 25/2001 und der Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales vom 5. 
September 2001 (HmbJVBl. S. 107), geändert durch AV der Justizbehörde Nr. 3/2010 vom 14. Januar 
2010 (HmbJVBl. S. 5)-  beschlossen. Diese Vereinbarung tritt nach ihrer Nummer 2 Satz 1 am 1. 
Januar 2017 in Kraft. 
____________________________________ 
 

Vereinbarung über den Ausgleich von Kosten 
 
1. Die Vereinbarung des Bundes und der Länder über den Ausgleich von Kosten in Verfahren 
 vor den Gerichten in der am 1. Januar 2010 in Kraft getretenen Fassung wird wie folgt 
 geändert: 
 
1.1 In der Überschrift in Abschnitt I werden die Worte „Verfahren vor den ordentlichen Gerichten, 
 den Gerichten für Arbeitssachen und in Angelegenheiten der freiwilligen 
 Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „gerichtlichen Verfahren“ ersetzt. 
 
1.2 Abschnitt II wird wie folgt geändert: 
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 a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
 
  „Vergütungen der in gerichtlichen Verfahren im Wege der Verfahrens- oder  
  Prozesskostenhilfe oder nach § 138 FamFG beigeordneten Rechtsanwälte sowie der 
  nach § 73a Abs. 1 Satz 3 SGG, § 142 Abs. 2 Satz 1 FGO oder § 166 Abs. 1 Satz 2 
  VwGO beigeordneten Prozessvertreter bei Verweisung eines Verfahrens an ein 
  anderes Gericht“. 
 
 b) In Nr. 1 werden jeweils nach dem Wort „Rechtsanwalts“ die Worte „oder  
  beigeordneten Prozessvertreters“ eingefügt. 
 
1.3 Abschnitt III wird wie folgt geändert: 
 
 a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
  aa) Die Worte „der Arbeitsgerichtsbarkeit“ werden durch die Worte „einer  
   Fachgerichtsbarkeit“ ersetzt. 
 
  bb) Nach dem Wort „Entschädigungen“ werden die Worte „und   
   Vergütungen“ eingefügt. 
 
 b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Auszahlungsanordnung“ ein Komma und  
  die Worte „die auch elektronisch erfolgen kann“ eingefügt. 
 
1.4 In Abschnitt VII werden nach dem Wort „Bundesarbeitsgerichts“ ein Komma und die Worte 
 „des Bundesfinanzhofs, des Bundessozialgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts“ eingefügt. 
 
1.5 Abschnitt VIII erhält folgende Fassung: 
 

„VIII. 
Schlussbestimmungen 

 
 Die Vereinbarung kann von jedem Beteiligten zum Ende eines Kalenderjahres mit einer Frist 
 von sechs Monaten gekündigt werden. Die Kündigung ist allen anderen Beteiligten gegenüber 
 schriftlich zu erklären. Die Kündigung durch einen Beteiligten lässt die Gültigkeit der 
 Vereinbarung zwischen den anderen Beteiligten unberührt." 
 
2. Diese Änderungsvereinbarung tritt mit dem Ersten des Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, 
 an dem die letzte unterzeichnete Vereinbarung beim Bayerischen Staatsministerium der Justiz 
 eingegangen ist. Das Bayerische Staatsministerium der Justiz teilt den anderen Beteiligten 
 den Zeitpunkt des Eingangs der letzten unterzeichneten Änderungsvereinbarung mit. 
 

 

Nutzung des Internets im Rahmen der Öffentlichkeitsfahndung 
Gemeinsame Allgemeine Verfügung der Justizbehörde und der Behörde für Inneres und Sport 
 
AV der Justizbehörde Nr. 1/2017 vom 05. Januar 2017 (Az. 4208/2) 
 

I. 

Statt der Nummer 3.2. (Nutzung des Internets) der Richtlinien über die Inanspruchnahme von 
Publikationsorganen und die Nutzung des Internets sowie anderer elektronischer Kommunikationsmittel zur 
Öffentlichkeitsfahndung nach Personen im Rahmen von Strafverfahren (Anlage B der Richtlinien für das 
Strafverfahren und das Bußgeldverfahren [RiStBV], in Kraft gesetzt durch die Gemeinsame Verfügung der 
Justizbehörde und der Behörde für Inneres, AV der Justizbehörde Nr. 14/2005 vom 23. Mai 2005, 
HmbJVBI. 2005, Seiten 57-59) gilt diese Verfügung: 
 
1. Um die Aufmerksamkeit der Internetnutzer für die Öffentlichkeitsfahndung zu erlangen, ist es 

zweckmäßig, die staatlichen Fahndungsaufrufe im Internet auf speziellen Seiten – etwa der 
Polizei – zu bündeln. Private Internetdienstanbieter, insbesondere Web 2.0 Dienste und 
Soziale Netzwerke, können bei einer auch im Einzelfall schwerwiegenden Straftat zur 
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besseren Verbreitung der Fahndung eingeschaltet werden, wenn andere Maßnahmen, die 
den Tatverdächtigen oder andere Betroffene weniger beeinträchtigen, erheblich weniger oder 
keinen Erfolg versprechen. In Fällen, in denen aufgrund der Fahndung in besonderem Maß 
die Gefahr diskriminierender Äußerungen oder tätlicher Übergriffe besteht, ist die 
Erforderlichkeit einer Öffentlichkeitsfahndung im Internet besonders sorgfältig zu prüfen. Bei 
der Gestaltung des Fahndungsaufrufs sind geeignete Vorkehrungen zur Verringerung einer 
solchen Gefahr zu treffen, insbesondere ist auch zu prüfen, ob von der Bereitstellung etwaiger 
Kommentierungsfunktionen abzusehen ist. Der Fahndungsaufruf soll die Aufforderung 
enthalten, dass sachdienliche Hinweise unmittelbar (z.B. per Telefon oder E-Mail) an die 
Strafverfolgungsbehörden zu richten sind und nicht in das soziale Netzwerk oder auf Seiten 
privater Internetdienstanbieter eingestellt werden sollen. 
 

2. Die Staatsanwaltschaft hat in ihrem Antrag auf richterliche Anordnung bzw. im Falle einer 
eigenen Anordnung einer Öffentlichkeitsfahndung im Internet Art, Umfang und Dauer der 
beabsichtigten Maßnahmen darzulegen. 
 

3. In jedem Fall ist durch geeignete technische Maßnahmen sicherzustellen, dass die zur 
Öffentlichkeitsfahndung benötigten personenbezogenen Daten ausschließlich auf Servern im 
Verantwortungsbereich der Strafverfolgungsbehörden gespeichert, gesichert und nicht an 
private Internetdienstanbieter übermittelt werden. Zur Wahrung der Datenhoheit sind 
geeignete Vorkehrungen nach dem Stand der Technik zu treffen, die eine Weitergabe und 
einen automatisierten Abruf der personenbezogenen Daten im Internet zumindest 
erschweren.  
 

4. Soweit in sozialen Netzwerken die Kommentierungsfunktion freigeschaltet ist, sind 
entsprechende Kommentare der Nutzer durch die Strafverfolgungsbehörden rund um die Uhr 
zu überwachen. Problematische Kommentare sind unverzüglich und ausnahmslos zu 
entfernen. Problematische Kommentare sind insbesondere: 
 

 Kommentare mit strafrechtlich relevantem Inhalt 

 Kommentare, die die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährden können 

 Kommentare mit fremdenfeindlichem, homophobem oder anderweitig 
diskriminierendem Inhalt (sog. „Hasskommentare“) 

 Kommentare mit Inhalten, die geeignet sind, das Opfer herabzusetzen. 
 

In Zweifelsfällen sind Kommentare zu entfernen. 
Kommentare, die personenbezogene Daten zu Tätern, Opfern oder Zeugen enthalten, sind 
zum Schutz der Persönlichkeitsrechte und um die Ermittlungen nicht zu gefährden ebenfalls 
zu entfernen. 
 

5. Sobald das Fahndungsziel erreicht ist oder die Ausschreibungsvoraussetzungen aus 
sonstigen Gründen nicht mehr vorliegen, ist die Nutzung des Internets zu Fahndungszwecken 
unverzüglich zu beenden. Darüber hinaus sind Internetfahndungen von der 
Staatsanwaltschaft – bei der Fahndung nach einem flüchtigen Verurteilten von der 
Vollstreckungsbehörde – regelmäßig, spätestens in halbjährlichen Abständen, hinsichtlich des 
weiteren Vorliegens der Ausschreibungsvoraussetzungen, insbesondere der weiteren 
Erfolgsaussichten dieser Fahndungsmethode, zu prüfen. 

 
II. 
 

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 6. Januar 2017 in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 2017 außer 
Kraft. 
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Änderung der Dienstordnung für Notarinnen und Notare 
 
AV der Justizbehörde Nr. 2/2017 vom 18. Januar 2017 (Az. 3831/1/2) 
 

I. 
 

              Die Dienstordnung für Notarinnen und Notare (DONot) vom 17.01.2001 
(Az.3831/1/2), HmbJVBl. 2001, S.13 - zuletzt geändert durch AV vom 29.08.2013 
(Az.3831/1/2), HmbJVBl. 2013, S. 89 - wird wie folgt geändert:  

 
1. § 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

 
a) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:  

 
„

2
Im Rahmen der elektronischen Datenverwaltung bedient sich die Notarin oder 

der Notar zur automationsgestützten Führung der  
Bücher und Verzeichnisse der hierfür nach § 27 Abs. 3 betriebenen Systeme und 
darf die für die Führung dieser Bücher und Verzeichnisse erforderlichen Daten 
auf diesen Systemen verarbeiten; die Vertraulichkeit und Integrität der Daten sind 
durch geeignete Verfahren nach dem jeweiligen Stand der Technik 
sicherzustellen. 

3
Die Notarin oder der Notar hat eine Bescheinigung des 

Systembetreibers darüber einzuholen, dass es sich um ein System nach §  27 
Abs. 3 handelt und welche Verfahren zur Anwendung kommen.“  

 
b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4. 

 
2. § 10 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  

 
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:  

 
„

2
Bei bargeldlosem Zahlungsverkehr über das System der elektronischen 

Notaranderkontenführung sind die Eintragungen unter dem Datum des Abrufs der 
Umsatzdaten am Tag des Abrufs vorzunehmen; Notarinnen und Notare haben die 
Umsätze unverzüglich abzurufen, wenn s ie schriftlich oder elektronisch Kenntnis 
von neuen Umsätzen erlangt haben.“  

 
b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

 
3. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

 
a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:  

 
„

3
Soweit Notaranderkonten elektronisch geführt werden, sind in  

Spalte 3 des Massenbuches bei Überweisungen vom Notarander konto neben dem 
Namen des Empfängers auch dessen Bankverbindung und der 
Verwendungszweck der Überweisung und ist bei Einzahlungen auf d as 
Notaranderkonto neben dem Namen des Überweisenden oder des Einzahlers der 
Verwendungszweck anzugeben.“  

 
b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 4 und 5. 

 
4. In § 17 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Absatz  3 Satz 1, Absatz 4 Halbsatz 1“ 

durch die Wörter „Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 4 Halbsatz 1“ ersetzt.  
 
5. § 22 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:  

 
a) In Nummer 5 werden die Wörter „Abs.  3 Satz 5“ durch die Wörter „Abs.  4 Satz 6“ 

ersetzt. 
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b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:  
 
„6. die mit der Nummer der Masse versehenen Kontoauszüge (§ 27 Abs. 4 

Satz 6), sofern das Notaranderkonto elektronisch geführt wird, an deren 
Stelle die Mitteilungen über neue Umsätze,“.  

 
c) In Nummer 7 wird die Angabe „Abs.  4“ durch die Angabe „Abs.  5“ ersetzt.  

 
6. In § 23 Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt am Ende des letzten Spiegelstrichs durch ein 

Komma ersetzt und folgender Spiegelstrich angefügt:  
 
„- Erklärungen gemäß § 27 Abs. 4 Satz 4.“ 

 
7. § 25 wird wie folgt geändert:  

 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

 
aa) In Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „ausweislich der Kontoauszüge“ 

gestrichen und nach dem Wort „Geldbeträge“ die  
Wörter „ , soweit die Notaranderkonten elektronisch geführt  
werden ausweislich der letzten Eintragungen im Verwahrungs - und 
Massenbuch, im Übrigen ausweislich der am Jahresschluss vorliegenden 
Kontoauszüge“ eingefügt.  

 
 
bb) In Satz 2 werden nach der Angabe „Anderkontos,“  die Wörter „bei 

elektronisch geführten Notaranderkonten das Datum der letzten Eintragung 
im Verwahrungs- und Massenbuch, im Übrigen das“ eingefügt und wird nach 
dem Wort „Buchungen“ das Wort „in“ durch das Wort „im“ ersetzt.  

 
b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Guthaben“ die Wörter „oder, werden die 

Notaranderkonten elektronisch geführt, mit den im elek tronisch geführten 
Verwahrungs- und Massenbuch angegebenen Guthaben“ eingefügt.  

 
8. § 27 wird wie folgt geändert:  

 
a) In Absatz 2 wird Satz 2 aufgehoben, die Zählbezeichnung des bisherigen 

Satzes 1 entfällt.  
 
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

 
„(3) 

1
Die Führung eines Notaranderkontos mittels Datenfernübertragung ist 

zulässig, wenn dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende technische und 
organisatorische Maßnahmen zur Gewährleistung der Vertraulichkeit, Integrität 
und Authentizität der Überweisungen sowie der Umsatzdaten getroffen sind 
(elektronische Notaranderkontenführung). 

2
Das System der elektronischen Notar-

anderkontenführung ist nur durch solche informationstechnische Netze 
zugänglich, die durch die Bundesnotarkammer oder in deren Auftrag betrieben 
werden und die mit den Systemen der im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten 
Kreditinstitute oder der Deutschen Bundesbank gesichert verbunden sind. 

3
Die 

Landesjustizverwaltung soll weitere Zugangswege nur zulassen, sofern diese den 
Anforderungen der Sätze 1 und 2 entsprechen.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt geändert:  

 
aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt : 

 
„

4
Satz 3 gilt nicht, wenn das beauftragte Kreditinstitut vor erstmaliger 

Einrichtung eines elektronisch geführten Notarander kontos schriftlich und 
unwiderruflich erklärt hat, dass es mit jeder elektronischen Bereitstellung 
der Umsatzdaten über die Ausführung einer Überweisung gleichzeitig 
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bestätigt, den Überweisungsauftrag mit den in den Umsatzdaten 
enthaltenen Informationen in seinem Geschäftsbereich ausgeführt zu 
haben.“  

 
bb) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sätze 5 und 6. 

 
d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

 
II. 
 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1.  März 2017 in Kraft.  
 
________________________________________________________________________________ 
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Bekanntmachungen                   
Übersicht über den Geschäftsanfall der Gerichte und Staatsanwaltschaften 

im Bereich der Justizbehörde (2012 bis 2015)   
Bekanntmachung vom 15. Juli 2016 (Az. 3004/2E)  

 

 

 
                                             I. Amtsgerichte 

     
       
 

                                             A. Zivilsachen 

     
  

2012 2013 2014 2015 

 I. Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 

     1. Zivilprozesssachen (C) 

     1.1 Neuzugänge
 1)

 39.990 40.368 38.735 35.625 

 1.2 Erledigte Verfahren 
1)
 38.404 39.778 40.182 38.027 

 1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende  17.535 18.122 16.674 14.271 

 1.4 Von den erledigten Verfahren waren 

     1.4.1   Abhilfeverfahren gemäß § 321 A ZPO 4 3 5 1 

 1.4.2 
  Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf   
  Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines 
  Vollstreckungsvertrages 31 22 11 28 

 1.4.3   Verfahren über Arrest und einstweilige Verfügung 643 647 613 538 

 1.4.4   Klageverfahren 34.823 36.711 37.471 35.131 

 1.4.5   Sonstige Verfahren 2.831 2.314 2.032 2.271 

 1.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

 
-in Monaten- 4,9 5,0 5,0 4,9 

 
       1.6 Anträge außerhalb eines anhängigen Verfahrens (H) 393 301 230 256 

 
       2. Familiensachen (F) 

     2.1 Neuzugänge 
1)

 15.986 16.348 16.571 17.774 

 2.2 Erledigte Verfahren 
1)
 16.346 16.670 16.740 17.360 

 2.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 10.665 10.343 10.174 10.587 

 2.4 Von den erledigten Verfahren waren 

     2.4.1   Familiensachen 12.607 12.583 12.529 13.342 

 2.4.2   abgetrennte Folgesache(n) 320 276 213 179 

 2.4.3   einstweilige Anordnungen 3.343 3.757 3.925 3.773 

 2.4.4   Abhilfeverfahren 1 2 3 1 

 2.4.5   Lebenspartnerschaften 75 52 70 65 

 2.5 Unter den Scheidungsverfahren waren nur mit 

     
 

Versorgungsausgleich anhängig 3.914 3.769 3.700 3.699 

 2.6 Durchschnittliche Dauer der erledigten Familiensachen 

     
 

-in Monaten-  7,8 7,4 7,5 6,8 

 
       2.7 Geschäftsanfall in Vormundschaftssachen 

     2.7.1 Neuzugänge 984 933 1.003 1.614 

 2.7.2 Erledigte Verfahren 654 856 720 798 

 2.7.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 1.624 1.736 2.048 2.896 

 
       3. Mahnsachen 

     3.1 Hamburg 420.097 406.040 375.141 333.078 

 3.2 Mecklenburg-Vorpommern 32.929 30.706 33.008 27.316 

 
       4. Vollstreckungssachen  

     4.1 Verteilungsverfahren (J) 0 2 0 1 

 4.2 Zwangsversteigerungen von unbeweglichen Gegenständen (K) 458 382 402 396 
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4.3 Zwangsverwaltungen (L) 125 73 75 88 

 4.4 Sonstige zur Zuständigkeit des Vollstreckungsgerichts  

     
 

gehörige Vollstreckungssachen (M) 65.795 50.826 54.537 55.578 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 5. Insolvenzverfahren 

     5.1 Anträge auf 

     5.1.1   Insolvenzverfahren (IN) 1.961 2.030 2.055 1.811 

 5.1.2   Verbraucher- und Kleininsolvenzen (IK) 3.088 2.926 2.943 2.795 

 5.1.3   Insolvenzverfahren nach europäischem Recht (IE) 3 4 1 0 

 5.2 Eröffnete  
     5.2.1   Insolvenzverfahren (IN) 1.038 1.070 1.071 916 

 5.2.2   Verbraucher- und Kleininsolvenzen (IK) 2.906 2.914 2.791 2.695 

 5.2.3   Insolvenzverfahren nach europäischem Recht (IE) 1 4 1 0 

 
       II. Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

     
       1. Standesamtssachen, Todeserklärungen,  

     
 

sonstige Angelegenheiten 

     1.1 Standesamtssachen 220 236 146 148 

 1.2 Anträge auf Todeserklärung und Feststellung der Todeszeit 18 5 11 16 

 1.3 Sonstige Handlungen und Entscheidungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
     

 
außerhalb eines anhängigen Verfahrens  332 311 396 329 

 
       2. Grundbuchsachen 

     
 

Eingereichte Urkunden betreffend 

     2.1 Begründung und Veränderung von Eigentum, Veränderung der  

     
 

Berechtigung am Erbbaurecht 21.154 21.001 21.157 21.139 

 2.2 Eintragung/Veränderung/Löschung von Rechten in Abt. II und III 55.330 55.225 57.323 61.568 

 2.3 Begründung, Aufteilung und Veränderung von Wohnungs-  
     

 
und Teileigentum sowie von Erbbaurechten 1.451 1.178 1.219 1.455 

 

       3. Testaments- und Nachlasssachen  

     3.1 Zur Verwahrung übergebene oder abgelieferte oder zur Aufbewahrung 

     
 

übersandte Verfügungen von Todes wegen (IV) 10.326 10.935 10.840 11.854 

 3.2 Sonstige Nachlasssachen (VI) 16.525 18.727 18.386 19.130 

 
       4. Angelegenheiten des Vormundschaftsgerichts

2)
 und des 

     
 

Betreuungsgerichts 

     4.1 Am Jahresende blieben anhängig 
     4.1.1    Betreuungen  25.187 24.845 25.789 26.312 

 4.1.2    Vormundschaften 
2)
 9 entfallen entfallen entfallen 

 4.2 Im laufenden Jahr wurden anhängig 
   

  

 4.2.1   Betreuungen 8.457 8.439 8.673 8.737 

 4.2.2   Verfahren auf vormundschaftliche Genehmigung zur Unterbringung 

   
  

 
 

  oder Anordnung der Unterbringung nach § 312 Nr. 1, 2 und 3 sowie 

   
  

 
 

  § 1846 BGB i.V.m. § 1908 i BGB 
3)
 4.608 4.475 5.611 5.251 

 4.2.3   Andere vormundschaftsgerichtliche Angelegenheiten 22 25 6 1 

 
     

  

 5. Freiheitsentziehung gem. § 415 Abs. 1 FamFG 306 229 129 40 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 6. Registersachen (Eintragungen am Jahresschluss) 

     6.1 Eingetragene Vereine 9.437 9.442 9.466 9.526 

 6.2 Eingetragene Partnerschaftsgesellschaften 595 619 679 733 
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6.3 In das Handelsregister eingetragene  
   

  

 6.3.1   Einzelkaufmänner/Einzelkauffrauen 7.223 7.143 7.120 7.035 

 6.3.2   Offene Handelsgesellschaften 1.164 1.123 1.092 1.052 

 6.3.3   Kommanditgesellschaften 13.684 13.868 13.847 13.811 

 6.3.4   Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung 13 14 15 15 

 6.3.5   Rechtsformen ausländischen Rechts HRA 4 5 5 5 

 6.3.6   HRA Juristische Personen 14 14 16 12 

 6.3.7   Aktiengesellschaften 913 881 844 825 

 6.3.8   Kommanditgesellschaften auf Aktien 11 12 13 14 

 6.3.9   Gesellschaften mit beschränkter Haftung 47.373 48.625 50.005 51.546 

 6.3.10   Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 5 5 5 5 

 6.3.11   Europäische Aktiengesellschaften (SE) 9 15 15 12 

 6.3.12   Rechtsformen ausländischen Rechts HRB 472 448 407 394 

 6.4 Eingetragene Genossenschaften 130 131 137 138 

 6.5 Seeschiffe 5.564 5.379 5.316 5.199 

 6.6 Binnenschiffe 1.931 1.937 1.928 1.949 

 6.7 Schiffsbauwerke 46 40 40 39 

 
       III. Landwirtschaftssachen 52 54 63 68 

 
       IV. Hinterlegungssachen 1.230 2.523 1.359 1.404 

 
       V. Aufgebotsverfahren 264 245 242 194 

 
       
 

                               B. Straf- und Bußgeldsachen  

     I. Strafverfahren 

     1. Neuzugänge 
1)

 20.096 18.387 17.054 16.061 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 18.845 18.281 17.615 16.413 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende  6.994 7.037 6.441 6.086 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1   Anklagen 

5)
 14.475 13.466 12.288 

 4.2   Beschleunigte Verfahren nach § 417 StPO 
5)
 518 565 493 

 4.3   Vereinfachte Jugendverfahren (§ 76 JGG) 
5)
 205 199 191 

 4.4   Hauptverhandlungen nach § 408 Abs. 3 StPO 
5)
 104 93 107 

 4.5   Einsprüche gegen beantragte Strafbefehle 
5)
 2.886 3.157 3.189 

 4.6   Privatklagen 
5)
 7 7 6 

 4.7   Anträge auf Einleitung eines Objektiven Verfahrens (§§ 440,  

     
 

  444 Abs. 3 StPO) 
5)
 0 3 1 

 4.8   Nachverfahren (§ 439 StPO) 
5)
 2 3 0 

 4.9   Eröffnung durch ein Gericht höherer Ordnung 
5)
 7 9 9 

 4.10   Sicherungsverfahren (§ 413 StPO, §§ 39, 40 JGG) 
5)
 2 1 7 

 4.11   Anträge auf Wiederaufnahme nach Rechtskraft 
5)
 20 25 25 

 4.12   Zurückweisung durch die Rechtsmittelinstanz 
5)
 3 4 5 

 4.13   In ein Strafverfahren übergegangenes Bußgeldverfahren 
5)
 4 0 1 

 4.14   Vorlage / Verweisung durch ein Gericht niederer Ordnung 
5)
 1 1 0 

 
       5. Hauptverhandlungen insgesamt 

5)
 14.675 14.443 13.717 

 
       6. Hauptverhandlungstage insgesamt 

5)
 16.899 16.690 16.220 

 
       7. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 

     
 

-in Monaten- 
5)
 3,6 3,8 3,9 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 II. Bußgeldverfahren 
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1. Neuzugänge 
1)

 8.614 7.454 7.270 6.758 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 8.473 7.286 7.456 6.559 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 1.497 1.530 1.353 1.552 

 
       4. Die Verfahren wurden erledigt durch 

     4.1   Urteil 
5)
 1.497 1.749 1.412 

 4.2   Beschluss nach § 72 OWiG 
5)
 211 195 153 

 4.3   Beschluss nach § 70 Abs.1 OWiG 
5)
 14 12 17 

 4.4   Einstellung nach § 47 Abs.2 Satz 1 OWiG 
5)
 2.259 2.097 1.793 

 4.5   Einstellung gem. §§ 205 Satz 1, 206a Abs.1 StPO, 46 Abs.1 OWiG 
5)
 8 16 6 

 4.6   Zurücknahme der Klage durch die Staatsanwaltschaft gem.§ 411  
     

 
  Abs.3 StPO, § 71 Abs.1 OWiG 

5)
 35 37 40 

 4.7   Zurücknahme des Einspruchs 
5)
 2.695 2.860 2.652 

 4.8   Sonstige Erledigungsart 
5)
 521 430 403 

 
       5. Verfahren mit Hauptverhandlung 

5)
 3.467 3.765 3.151 

 
       6. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 

     
 

-in Monaten- 
5)
 1,9 2,1 2,0 

 
       III. Sonstiger Geschäftsanfall in Straf- und Bußgeldsachen 

     
       1. Strafsachen 

     1.1 Anträge auf Erlass von Strafbefehlen (ohne Strafbefehle  

     
 

nach § 408 a StPO) 13.064 13.464 13.296 13.008 

 1.2 Einzelne richterliche Anordnungen (GS) 19.696 19.301 18.671 18.990 

 1.3 Vollstreckungen in Jugendgerichtssachen (VRJs) 1.826 2.183 2.043 1.871 

 
       2. Bußgeldsachen 

     2.1 Erzwingungshaftanträge 3.592 15.092 14.609 13.396 

 2.2 Anträge auf gerichtliche Entscheidung nach § 25 a Abs.3 StVG, 
     

 
§ 62 Abs.1 Satz 1 OWiG (Halterhaftung) 125 402 464 488 

 2.3 Sonstige Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen der Verwaltungsbehörden 
     

 
nach § 62 Abs.1 Satz 1 OWiG 346 6 2 3 

 2.4 Sonstige Anträge und Entscheidungen nach dem OWiG 532 765 817 672 

 
       
 

                               C. Rechtshilfeersuchen 

     1. Ersuchen an das Amtsgericht 

     1.1   Zuständigkeit des Richters 1.910 2.105 1.697 1.423 

 1.2   Zuständigkeit des Rechtspflegers 1.856 
4)
 1.933 1.947 2.178 

 
     

  

 2. Ersuchen an die Geschäftsstelle 659 
4)
 611 256 406 

 
       
       
 

                                              II. Landgericht 

     
       
 

                                               A. Zivilsachen 

     I. Zivilprozesssachen in erster Instanz (O) 

     1. Neuzugänge 
1)

 14.741 14.921 15.006 14.786 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 14.699 13.831 14.198 13.992 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende  11.636 12.643 13.448 14.242 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1. Abhilfeverfahren gemäß § 321a ZPO 2 0 0 0 

 4.2. Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf   
     

 
Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines 
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Vollstreckungsvertrages 20 28 24 14 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 4.3 Verfahren über Arrest oder einstweilige Verfügung 2.882 2.475 2.526 2.242 

 4.4 Klageverfahren 11.527 11.083 11.379 11.636 

 4.5 sonstige zur Zuständigkeit des Prozessgerichts gehörende Verfahren 267 245 269 100 

 5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

 
-in Monaten- 8,6 8,9 9,7 10,3 

 
       II. Zivilprozesssachen in der Berufungsinstanz (S) 

     1. Neuzugänge 
1)

 1.705 1.687 1.772 1.621 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 1.976 1.770 1.695 1.509 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 1.137 1.054 1.131 1.244 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1   Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf   
     

 
  Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines 

     

 
  Vollstreckungsvertrages 0 0 0 0 

 4.2   Verfahren über Arrest oder einstweilige Verfügung 0 1 0 0 

 4.3   Berufungsverfahren 1.928 1.752 1.675 1.476 

 4.4   sonstige zur Zuständigkeit des Berufungsgerichts gehörige Verfahren 48 17 20 33 

 
       5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
 

-in Monaten- 9,1 7,4 7,2 7,7 

 
       III. Beschwerdeverfahren 2.219 2.143 2.277 2.225 

 
       
 

                                             B. Strafsachen 

     I.  Strafverfahren in erster Instanz 

     1. Neuzugänge 
1)

 352 325 294 208 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 324 329 300 199 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 213 204 198 136 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1   Anklagen 300 289 229 219 

 4.2   Anträge auf Wiederaufnahme nach Rechtskraft 1 0 3 2 

 4.3   Anträge auf Einleitung eines Objektiven Verfahrens (§§ 440,  
     

 
  444 Abs. 3 StPO) 0 0 0 0 

 4.4   Nachverfahren (§ 439 StPO) 0 0 0 0 

 4.5   Anträge auf Einleitung eines Sicherungsverfahrens (§ 413 StPO,  
     

 
  § 41 JGG) 6 7 24 24 

 4.6   Vorlage/Verweisung durch ein Gericht niederer Ordnung 9 28 35 30 

 4.7   Eröffnung des Hauptverfahrens durch ein Gericht höherer Ordnung 2 0 1 0 

 4.8   Zurückverweisung durch die Rechtsmittelinstanz 6 5 8 5 

 
       5. Hauptverhandlungen insgesamt 319 314 236 211 

 6. Hauptverhandlungstage insgesamt 1.568 1.450 1.658 1.361 

 
       7. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 

     
 

-in Monaten- 6,2 6,8 6,5 7,3 

 
       II.  Strafverfahren in der Berufungsinstanz 

     1. Neuzugänge 
1)

 1.599 1.519 1.457 1.578 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 1.711 1.469 1.485 1.449 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 548 586 557 685 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1   Offizialverfahren 1.698 1.444 1.444 1.413 
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4.2   Annahmeberufung im Offizialverfahren 3 5 2 2 

 4.3   Privatklageverfahren 0 1 0 0 

 4.4   Anträge auf Wiederaufnahme der Verfahren 0 1 3 2 

 4.5   Durch die Rechtsmittelinstanz zurückverwiesene Verfahren 10 18 36 31 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 5. Hauptverhandlungen insgesamt 1.400 1.125 1.184 1.107 

 6. Hauptverhandlungstage insgesamt 1.797 1.550 1.659 1.509 

 
       7. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 

     
 

-in Monaten- 4,0 3,9 4,1 4,5 

 

       III.  Beschwerden (einschließlich Kostenbeschwerden) 1.492 1.270 1.405 1.442 

 
       
       
 

                              III. Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 

     
       1. Ermittlungsverfahren (Js) 

     1.1 Neuzugänge 
1)

 146.770 144.350 146.626 154.673 

 1.2 Erledigte Ermittlungsverfahren 
1)
 146.965 144.078 145.333 153.870 

 1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 17.567 17.853 19.146 23.258 

 1.4 Die Ermittlungsverfahren wurden erledigt durch 
     1.4.1   Anklage 14.880 13.090 11.742 11.100 

 
 

  davon vor 

     1.4.1.1      dem Schwurgericht, der großen Strafkammer, der Jugendkammer 293 229 207 222 

 1.4.1.2      dem Schöffengericht, dem Jugendschöffengericht 961 1.015 968 896 

 1.4.1.3      dem Strafrichter, dem Jugendstrafrichter 13.626 11.846 10.567 9.982 

 1.4.2   Antrag auf Eröffnung eines Sicherungsverfahrens 6 13 24 10 

 1.4.3   Antrag auf Durchführung eines objektiven Verfahrens 0 2 3 9 

 1.4.4   Antrag auf Entscheidung im beschleunigten Verfahren (§ 417 StPO) 474 472 449 409 

 1.4.5   Antrag auf vereinfachtes Jugendverfahren (§ 76 JGG) 136 127 101 91 

 1.4.6   Antrag auf Erlass eines Strafbefehls 12.277 12.174 11.915 12.047 

 1.4.7   Einstellung mit Auflage 6.318 6.038 6.028 5.988 

 1.4.7.1     darunter nach § 153a Abs. 1 - 4 StPO 6.291 6.017 6.015 5.964 

 1.4.8   Einstellung ohne Auflage 44.593 45.943 47.249 50.624 

 1.4.9   Einstellung wegen Schuldunfähigkeit (§ 20 StGB) 377 484 448 486 

 1.4.10   Zurückweisung oder Einstellung gem.§ 170 Abs.2 StPO 43.477 40.083 41.021 42.680 

 1.4.11   Verweisung auf den Weg der Privatklage 6.080 6.307 6.784 6.772 

 1.4.12   Abgabe an die Verwaltungsbehörde als Ordnungwidrigkeit 76 70 74 126 

 1.4.13   Abgabe an eine andere Staatsanwaltschaft 5.296 4.466 4.624 6.963 

 1.4.14   Verbindung mit einer anderen Sache 11.877 13.538 13.880 15.281 

 1.4.15   sonstige (vorläufige) Einstellung 743 846 560 820 

 1.4.16   Andere Art der Erledigung 355 425 431 464 

 
       2. Anzeigen gegen unbekannte Täter (UJs) 153.893 158.252 165.578 168.501 

 
       3. Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 8.284 7.434 6.854 6.698 

 
       4. Sonstige Tätigkeit der Staatsanwaltschaft 

     4.1 Entschädigung nach dem StREG 32 10 20 14 

 4.2 Zivilsachen (Hs) 0 0 0 0 

 4.3 Rechtshilfesachen 1.225 1.213 1.342 1.305 

 
       5. Für den Sitzungsdienst und eigene Ermittlungstätigkeit 

     
 

aufgewandte Gesamtstundenzahl 40.222 40.966 41.108 37.252 
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5.1   davon entfielen an Stunden auf Sitzungsdienst 31.983 32.373 32.500 29.352 

 
       6. Zahl der Personen, gegen die eine Vollstreckung 

     
 

eingeleitet wurde 22.138 25.512 29.286 25.085 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 7. Dauer der erledigten Ermittlungsverfahren -in % - 

     7.1 bis einschließlich 1 Monat 68,7 68,2 68,9 64,9 

 7.2 mehr als 1 Monat bis einschließlich 3 Monate 20,3 20,0 19,5 21,0 

 7.3 mehr als 3 Monat bis einschließlich 6 Monate 7,2 7,2 7,2 8,3 

 7.4 mehr als 6 Monate bis einschließlich 12 Monate 2,8 3,2 3,1 3,7 

 7.5 mehr als 12 Monate 1,1 1,4 1,4 2,1 

 
       
 

                                      IV. Hanseatisches Oberlandesgericht 

     
 

                                                 A. Zivilsachen 

     
       I.  Zivilprozesssachen in der Berufungsinstanz (U) 

     1. Neuzugänge 
1)

 1.956 1.973 2.026 2.218 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 1.974 2.055 1.936 1.893 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 2.253 2.171 2.261 2.586 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1   Klagen in Zwangsvollstreckungssachen, Anträge auf   
     

 
  Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils auf Grund eines 

     

 
  Vollstreckungsvertrages 0 1 0 0 

 4.2   Verfahren über Arrest oder einstw. Verfügung 23 36 23 27 

 4.3   Berufungsverfahren 1.948 2.012 1.910 1.859 

 4.4   Sonstige zur Zuständigkeit des Berufungsgerichts 
     

 
  gehörende Verfahren 3 6 3 7 

 
       5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
 

-in Monaten- 12,8 12,4 12,5 12 

 
       II.  Beschwerdeverfahren 1.312 1.268 1.363 1.246 

 
       III.  Familiensachen in der Rechtsmittelinstanz (UF) 

     1. Neuzugänge 
1)

 788 795 812 724 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 806 803 831 763 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 563 555 536 497 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 

     4.1 Familiensachen 782 787 826 752 

 4.2 Beschwerden in einstweiligen Anordnungsverfahren - ab 2011 12 7 2 2 

 4.3 Abhilfeverfahren 0 0 0 0 

 4.4 Lebenspartnerschaftssachen 12 9 3 9 

 
       5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
 

-in Monaten- 13,1 8,1 9,0 8,4 

 
       IV.  Sonstiger Geschäftsanfall in Familiensachen 

     1. Sonstige Beschwerden insgesamt 1.040 653 741 672 

 
 

davon: 
     1.1   Verfahrenskostenhilfe 378 368 442 392 

 1.2   Einstweilige Anordnung (§ 57 FamFG) 
     1.3   Aussetzung des Scheidungsverfahrens 0 0 0 0 

 1.4   Wert des Verfahrensgegenstandes 51 50 38 53 

 1.5   Kostenangelegenheiten 94 105 114 91 
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1.6   sonstige Angelegenheiten 139 130 147 136 

 
       
 

                                             B. Strafsachen 

     
  

2012 2013 2014 2015 

 I.    Strafverfahren in erster Instanz 

     1. Neuzugänge 
1)

 1 3 2 2 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 0 2 3 2 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 1 2 1 1 

 
       II.   Strafverfahren in der Revisionsinstanz 

     1. Neuzugänge 
1)

 238 204 188 215 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 175 271 204 211 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 120 53 37 41 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1   Offizialverfahren 175 271 204 211 

 4.2   Privatklageverfahren 0 0 0 0 

 
       5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 

     
 

-in Monaten- 3,5 4,8 2,1 2,6 

 
       III.  Rechtsbeschwerden in Bußgeldverfahren 

     1. Neuzugänge 
1)

 192 147 188 152 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 191 129 187 147 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 17 34 35 40 

 4. Von den erledigten Verfahren waren 
     4.1   Rechtsbeschwerde gegen ein Urteil 78 42 84 65 

 4.2   Rechtsbeschwerde gegen einen Beschluss nach § 72 OWiG 2 3 3 5 

 4.3   Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde nach § 80 Abs.1 OWiG 111 84 100 77 

 
       5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 

     
 

-in Monaten- 1,3 1,0 1,2 2,0 

 
       IV.  Sonstiger Geschäftsanfall 

     1. Rechtsbeschwerden nach §§ 116,117,138 Abs. 3 StVollzG 34 51 79 33 

 2. Beschwerden in Strafsachen (einschließlich Kostenbeschwerden) 416 371 344 435 

 3. Anträge auf Haftentscheidungen nach §§ 121 ff StPO, Anträge 
     

 
auf gerichtliche Entscheidung nach § 172 StPO (einschließlich 

     
 

Prozesskostenhilfeantrag), Auslieferungsverfahren, Verfahren nach 
     

 
§ 23 EGGVG und Anträge nach § 51 RVG 181 170 192 231 

 4. Beschwerden in Bußgeldverfahren (einschließlich  
     

 
Kostenbeschwerden) 4 1 2 1 

 

       5. Einsprüche in Bußgeldverfahren nach dem Gesetz gegen  
     

 
Wettbewerbsbeschränkungen 0 0 0 0 

 
       
       
 

                 V. Generalstaatsanwaltschaft  

     
       1.  Ermittlungsverfahren (OJs) 

     1.1 Neuzugänge 
1)

 1 0 1 5 

 1.2 Erledigte Verfahren 
1)
 0 0 1 2 

 1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 1 0 1 4 

 1.4 Die erledigten Verfahren wurden beendet durch 

     1.4.1   Anklage vor dem Oberlandesgericht 0 0 0 0 

 1.4.2   Abgabe an eine andere Staatsanwaltschaft 0 0 0 0 
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1.4.3   Einstellung mit Auflagen 0 0 0 1 

 1.4.4   Einstellung ohne Auflagen 0 0 1 0 

 1.4.5   Zurückweisung oder Einstellung gem.§ 170 Abs.2 StPO 0 0 0 0 

 1.4.6   auf sonstige Weise 0 0 0 1 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 2.  Sonstiger Geschäftsanfall der Generalstaatsanwaltschaft 

     2.1 Revisionen 346 297 277 309 

 2.2 Rechtsbeschwerden (§ 79 Abs. 1 Satz 1 OWiG) 97 73 86 73 

 2.3 Anträge auf Zulassung der Rechtsbeschwerde (§ 79 Abs. 1 Satz 2, 
     

 
 § 80 OWiG) 106 87 114 86 

 2.4 Sonstige Beschwerden 
     

 
davon 

     2.4.1   Beschwerden (Ws) 531 450 437 546 

 2.4.2   Beschwerden (Zs) 1.057 1.045 929 1.017 

 2.5 Haftprüfungsverfahren 6 7 13 3 

 2.6 Aus- und Durchlieferungssachen 98 91 89 136 

 2.7 Berufsgerichtliche Verfahren (z.B. Verfahren nach der BRAO, 
     

 
der BNotO und und dem Steuerberatungsgesetz) 126 137 164 194 

 2.8 Entscheidungen in Vorverfahren und sonstige Verfahren 
     

 
gemäß § 23 ff EGGVG 0 4 3 1 

 2.9 Rechtssachen (Vertretung des Fiskus) 4 8 3 4 

 2.10 Entschädigungssachen nach dem StrEG 127 99 111 116 

 2.11 Rechtshilfeangelegenheiten mit dem Ausland 307 270 157 180 

 2.12 Kartellbußgeldsachen 0 0 0 0 

 
       3. Für den Sitzungsdienst und eigene Ermittlungstätigkeit 

     
 

aufgewandte Gesamtstundenzahl 29 24 51 19 

 
       
       
 

                               VI. Verwaltungsgericht 

     A.  Hauptverfahren 

     I.  Hauptverfahren insgesamt 

     1. Neuzugänge 
1)

 2.641 3.148 3.246 3.375 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 2.521 2.696 3.027 3.282 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 2.906 3.365 3.591 3.694 

 4. Unter den erledigten Verfahren waren 
     4.1 Klagen 2.480 2.681 3.019 3.274 

 4.2 Sonstige Anträge (ohne Nr.4.3) 41 15 8 8 

 4.3 Anträge auf Prozeßkostenhilfe für eine Klage oder einen 

     
 

sonstigen Antrag entfallen entfallen entfallen entfallen 

 
       5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
 

-in Monaten- 14,9 12,8 12,4 12,1 

 
       II.   Allgemeine Verfahren (incl. NC-Verfahren) 

     1. Neuzugänge 
1)

 1.858 2.259 1.860 1.673 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 1.927 1.944 1.968 1.710 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 2.139 2.460 2.355 2.359 

 4. Unter den erledigten Verfahren waren 
     4.1 Klagen 1.886 1.929 1.963 1.702 

 4.2 Sonstige Anträge (ohne Nr.4.3) 41 15 5 8 

 4.3 Anträge auf Prozeßkostenhilfe für eine Klage oder einen 
     

 
sonstigen Antrag entfallen entfallen entfallen entfallen 

 5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
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-in Monaten- 15,3 13,5 13,9 14,7 

 
       
  

2012 2013 2014 2015 

 III.  Asyl-Verfahren 

     1. Neuzugänge 
1)

 783 889 1.386 1.702 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 594 752 1.059 1.572 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 767 905 1.236 
  4. Unter den erledigten Verfahren waren 

     4.1 Klagen 594 752 1.056 1.572 

 4.2 Sonstige Anträge (ohne Nr.4.3) 0 0 3 0 

 4.3 Anträge auf Prozeßkostenhilfe für eine Klage oder einen 
     

 
sonstigen Antrag entfallen entfallen entfallen entfallen 

 
       5. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
 

-in Monaten- 13,7 10,7 9,7 9,3 

 
       B.  Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 

     I. Verfahren insgesamt 

     1. Neuzugänge 
1)

 4.047 4.313 3.910 4.268 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 4.037 4.243 3.757 4.392 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 227 311 472 360 

 
       4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
 

-in Monaten-     1,5 1,5 1,7 1,9 

 
       II. Allgemeine Verfahren (ohne NC-Verfahren) 

     1. Neuzugänge 
1)

 1.297 1.347 1.379 1.214 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 1.324 1.337 1.318 1.278 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 144 158 222 163 

 
       4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren

 7)
 

     
 

-in Monaten- 1,7 1,7 1,7 1,7 

 
       III. Asyl-Verfahren 

     1. Neuzugänge 
1)

 301 454 958 1.318 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 276 404 824 1.361 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 50 99 234 191 

 
       4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
 

-in Monaten- 1,6 1,2 1,6 2,5 

 

       IV.  Numerus-Clausus-Verfahren 
     1. Neuzugänge 

1)
 2.449 2.512 1.573 1.736 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 2.437 2.502 1.615 1.753 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende
 
 33 54 16 6 

 
       4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 

     
 

-in Monaten- 1,4 1,5 1,8 1,5 

 
       C. Sonstige Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

     1.  Kostensachen 39 38 43 43 

 2. Sonstige Anträge außerhalb eines bei Gericht anhängigen 
     

 
Verfahrens 0 5 1 2 

 3. Vollstreckungsverfahren 24 30 35 34 
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2012 2013 2014 2015 

 
       
 

                                VII. Hamburgisches Oberverwaltungsgericht 

     A. Hauptverfahren 

     I. Erstinstanzliche Hauptverfahren 

     1. Neuzugänge 
1)

 4 22 8 33 

 2. Erledigte Verfahren 
1)
 13 7 15 21 

 3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 19 34 27 39 

 4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 
     

 
-in Monaten- 35,6 32,0 18,3 24,2 

 
       

       II. Berufungen mit Anträgen auf Zulassung, Beschwerden gegen Hauptsacheentscheidungen 
  

 
in Disziplinar- und Personalvertretungssachen 

     
                     

1. Verfahren insgesamt 

     
                     

1.1 Neuzugänge 
1)

 307 358 240 250 

 
                     

1.2 Erledigte Verfahren 
1)
 363 322 276 291 

 
                     

1.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 267 304 268 227 

 
                     

1.4 Unter den erledigten Verfahren waren 
     

                     
1.4.1 Berufungen 82 66 52 107 

 
                     

1.4.2 Anträge auf Zulassung der Berufung 271 250 221 180 

 
                     

1.4.3 Beschwerden 10 6 3 4 

 
                     

1.4.3 Anträge auf Prozeßkostenhilfe entfallen entfallen entfallen entfallen 

 
                     

       
                     

1.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 19,4 13,0 12,0 14,8 

 
                     

       
                     

2. Allgemeine Verfahren (incl. NC-Verfahren) 
     

                     
2.1 Neuzugänge 

1)
 271 332 210 233 

 
                     

2.2 Erledigte Verfahren 
1)
 315 291 238 274 

 
                     

2.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 238 280 252 211 

 
                     

2.4 Unter den erledigten Verfahren waren 
     

                     
2.4.1 Berufungen 78 63 47 104 

 
                     

2.4.2 Anträge auf Zulassung der Berufung 227 222 188 166 

 
                     

2.4.3 Beschwerden 10 6 3 4 

 
                     

2.4.4 Anträge auf Prozeßkostenhilfe entfallen entfallen entfallen entfallen 

 
                     

       
                     

2.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 16,3 13,1 11,7 15,3 

 
                     

       
                     

3. Asyl-Verfahren 
     

                     
3.1 Neuzugänge 

1)
 36 26 30 17 

 
                     

3.2 Erledigte Verfahren 
1)
 48 31 38 17 

 
                     

3.3 Unerledigte Verfahren am Jahresende 29 24 16 16 

 
                     

3.4 Unter den erledigten Verfahren waren 
     

                     
3.4.1 Berufungen 4 3 5 3 

 
                     

3.4.2 Anträge auf Zulassung der Berufung 44 28 33 14 

 
                     

3.4.3 Beschwerden 0 0 0 0 

 
                     

3.4.4 Anträge auf Prozeßkostenhilfe entfallen entfallen entfallen entfallen 

 
                     

       
                     

3.5 Durchschnittliche Dauer der Verfahren 
     

                     

 
 -in  Monaten- 39,6 12,3 14,0 10,0 
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2012 2013 2014 2015 

 
                     

B. Beschwerden gegen Entscheidungen/Verfahren zur Gewährung von 

    
 

vorläufigem Rechtsschutz und sonstige Verfahren 

     
                     

       
                     

I. Verfahren insgesamt 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 505 584 668 539 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 541 549 591 577 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 201 236 313 275 

 
                     

       
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 

     
                     

 
a) Beschwerden 4,2 3,7 2,7 3,0 

 
                     

 
b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 0,6 1,8 4,0 2,3 

 
                     

       
                     

II. Allgemeine Verfahren (ohne NC-Verfahren) 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 269 441 267 268 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 272 348 343 279 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 38 131 55 44 

 
                     

       
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
                     

 
-in Monaten- 

     
                     

 
a) Beschwerden 2,0 1,8 2,7 2,2 

 
                     

 
b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 1,0 1,9 4,0 2,3 

 
                     

       
                     

III. Asyl-Verfahren  
     

                     
1. Neuzugänge 

1)
 0 0 0 1 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 0 0 0 1 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 0 0 0 0 

 
                     

       
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 

     
                     

 
a) Beschwerden 0,0 0,0 0,0 0,0 

 
                     

 
b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz *) 0,0 0,0 0,0 0,0 

 
                     

       
                     

IV. Verfahren in technischen Großvorhaben 
     

                     
1. Neuzugänge 

1)
 0 1 0 0 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 0 1 0 0 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 0 0 0 0 

 
                     

       
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 

     
                     

 
a) Beschwerden 0,0 0,0 0,0 0,0 

 
                     

 
b) Anträge auf Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 0,0 1,9 0,0 0,0 

 
                     

       
                     

V. Numerus-Clausus-Verfahren 
     

                     
1. Neuzugänge 

1)
 236 142 401 270 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 269 200 248 297 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende
 
 163 105 258 231 

 
                     

       
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 
     

                     

 
-in Monaten- 6,5 6,8 2,7 3,7 

 
                     

       
                     

C. Sonstige Verfahren vor dem Hamburgischen Oberverwaltungsgericht  

    1. Sonstige Anträge außerhalb eines bei Gericht anhängigen  
     

                     

 
Verfahrens 11 25 9 16 
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2. Sonstige Beschwerden 135 155 122 117 

 
                     

       
                     

       
                     

 
                                            VIII. Finanzgericht 

     
                     

  
2012 2013 2014 2015 

 
                     

I. Klagen 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 1.199 1.272 1.237 1.172 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 1.154 1.272 1.401 1.192 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 978 978 813 794 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
                     

 
-in Monaten- 11,0 9,7 9,2 8,8 

 
                     

       
                     

II. Verfahren zur Gewährung von vorläufigem Rechtsschutz 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 188 245 220 227 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 208 220 252 221 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 40 65 33 39 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 
     

                     

 
-in Monaten- 2,4 2,6 2,5 2,4 

 
                     

       
                     

III. Sonstige Verfahren 

     
                     

1. Kostensachen 34 48 38 66 

 
                     

2. Sonstige selbständige Verfahren 28 47 30 42 

 
                     

       
                     

 
                                            IX. Arbeitsgericht 

     
                     

I. Klagen 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 12.346 12.446 11.832 11.679 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 12.456 12.007 12.214 11.752 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 3.625 4.065 3.686 3.615 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 3,1 3,3 3,4 3,3 

 
                     

       
                     

II. Beschlussverfahren 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 759 695 703 653 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 678 723 678 706 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 297 271 296 243 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 3,7 4,5 3,8 4,3 

 
                     

       
                     

III. Sonstige Verfahren (Arreste und Einstweilige Verfügungen) 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 entfallen entfallen entfallen entfallen 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 entfallen entfallen entfallen entfallen 

 
                     

       
                     

 
                                            X. Landesarbeitsgericht 

     
                     

       
                     

I. Berufungen 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 769 753 651 559 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 798 739 739 568 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 381 397 314 305 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 6,1 6,4 6,2 5,6 

 
                     

       
                     

II. Beschwerdeverfahren in Beschlusssachen 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 133 135 116 106 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 120 159 116 103 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 88 64 65 68 
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4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 5,5 5,7 5,5 5,4 

 
                     

       
                     

  
2012 2013 2014 2015 

 
                     

III. Beschwerden nach §§ 78, 83 V ArbGG 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 263 154 202 204 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 262 166 198 187 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 32 20 25 42 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 
 7)

 
     

                     

 
-in Monaten- 1,4 1,9 1,4 1,4 

 
                     

       
                     

       
                     

 
                                            XI. Sozialgericht 

     
                     

I. Klagen 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 8.370 8.628 8.561 8.956 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 7.173 7.824 7.209 8.215 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 11.763 12.568 13.920 14.661 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 15,6 16,2 16,1 17,3 

 
                     

       
                     

II. Anträge auf Einstweiligen Rechtsschutz 
     

                     
1. Neuzugänge 

1)
 2.351 2.516 2.775 2.790 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 2.317 2.510 2.732 2.817 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 218 224 267 240 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 1,0 1,0 0,9 1,1 

 
                     

       
                     

       
                     

 
                                            XII. Landessozialgericht 

     
                     

A.  Hauptverfahren 

     
                     

I. Erstinstanzliche Hauptverfahren 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 15 18 12 1 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 14 23 6 16 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 20 15 21 6 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren 
     

                     

 
-in Monaten- 15,2 9,6 9,6 16,8 

 
                     

       
                     

II. Berufungen 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 499 531 448 471 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 546 549 498 582 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 855 837 787 676 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 20,6 18,7 19,7 19,6 

 
                     

       
                     

B. Anträge auf Einstweiligen Rechtsschutz und Beschwerden  
     

                     
I. Verfahren insgesamt 

6)
 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 468 622 642 612 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 490 578 653 613 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 100 143 132 131 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
                     

 
-in Monaten- 3,6 3,3 3,7 3,0 

 
                     

       
                     

II. Anträge auf Einstweiligen Rechtsschutz 
     

                     
II.I. Verfahren insgesamt 

6)
 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 277 335 408 379 
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2. Erledigte Verfahren 
1)
 292 310 407 390 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 38 62 63 52 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
                     

 
-in Monaten- 1,5 1,6 1,7 1,5 

 
                     

       
                     

  
2012 2013 2014 2015 

 
                     

II.II. Einstweiliger Rechtsschutz in Berufungsverfahren 
9)
 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 0 2 3 1 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 0 0 3 1 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 0 1 1 1 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 0,0 2,7 0,8 1,0 

 
                     

       
                     

II.III. 
Beschwerden gegen Entscheidungen des Sozialgerichts über 
Gewährung von einstweiligem Rechtsschutz 

     
                     

1. Neuzugänge 
1)

 277 333 405 378 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 292 310 404 389 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 38 61 62 51 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  
     

                     

 
-in Monaten- 1,5 1,6 1,7 1,5 

 
                     

       
                     

III. Beschwerden 
     

                     
1. Neuzugänge 

1)
 191 287 234 233 

 
                     

2. Erledigte Verfahren 
1)
 198 268 246 223 

 
                     

3. Unerledigte Verfahren am Jahresende 62 81 69 79 

 
                     

4. Durchschnittliche Dauer der Verfahren  

     
                     

 
-in Monaten- 4,4 3,5 4,1 2,9 

 
                     

       
                     

       
                     

          
  

                     

       
                     

1) 
Die Abgaben innerhalb des Gerichts / der Staatsanwaltschaft wurden bereits berücksichtigt, d.h. nicht mitgezählt. 

  
 

2) 
Auf Grund der FGG-Reform wurden die Vormundschaften auf die Familiengerichte verlagert. Die Daten ab 2009 

  geben die Altverfahren beim Vormundschaftgericht wieder. Hierbei handelt es sich um eine künftig wegfallende Position. 

 

                     

3)
 Anpassung an das FamFG 

     
                     

4)
 Ohne Rechtshilfeersuchen in Straf- und Bußgeldverfahren 

     
                     

5)
 Zahlen in Straf- und Bußgeldverfahren liegen aufgrund der Umstellung auf das Fachverfahren forumSTAR nicht vor. 

  6)
 Ohne Verfahren zur Gewährung von einstweiligem Rechtsschutz in erstinstanzlichen Hauptverfahren. 

   7)
 Die Angaben beruhen auf internen Berechnungen, da die Tabellen des Statistikamtes Nord diese Zahlen nicht auswerfen. 

  

 


